34
25

RECHTSKUNDE

EINFÜHRUNG IN DAS „RECHT“

DER (EX-)DDR

 Sonderdruckauszug aus: 

„Rechtskunde  Einführung in das Recht der Bundesrepublik Deutschland“
Ein Leitfaden nach Zeitungsmeldungen (Textsammlung)

von

Hans-Uwe Scharnweber

Ein garstig Buch! Pfui! Ein politisch Buch!

(In Rechtsanalogie zu "Faust")

Allen, denen der Rechtsstaat und die Gerechtigkeit noch und immer wieder ein Problem sind, sowie denjenigen, die unter ungerechten Gesetzen oder Urteilen leiden.

Und Dorothea, die viele Stunden auf meine Gesellschaft verzichten mußte, um mir die Zeit zu lassen, an meinen Büchern zu arbeiten - die sie nicht mehr lesen kann.
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Vorwort 

. 

Der Normalbürger steht dem Bereich des Rechts völlig überfordert gegenüber. Und der Bereich des Rechts überfordert nicht nur Herrn Otto Normalverbraucher oder seine Freundin Frau Lieschen Müller, sondern auch die Juristen – einschließlich der Richter, obwohl „das Gericht das Gesetz zu kennen hat“. Auch den Juristen geht es wie z.B. den Ingenieuren oder den Medizinern: Jeder versucht, über (s)einen Teilbereich möglichst weitgehend informiert zu bleiben, aber einen Überblick über den ganzen Bereich kann keiner mehr erreichen. Das ist bei rund 2059 bundesdeutschen Gesetzen und 3004 Verordnungen mit mehr als 86.500 in Paragraphen oder Artikel gefaßten Einzelbestimmungen, die unser Zusammenleben regeln, auch gar nicht mehr möglich! Und selbst im "eigenen" Bereich sind Fehlbeurteilungen nicht nur möglich, sondern auch gang und gäbe - auch von Gerichten! Der Rechtsstreit um die Einführung der Rechtschreibreform lieferte ein bundesweit beachtetes Beispiel. 

Bei dieser zu bewältigenden Stoffülle ist sich kaum noch jemand der Geschichtlichkeit und der Geschichte des deutschen Rechts bewußt. Aber: Wer die Gegenwart verstehen und die Zukunft gestalten will, muß die Vergangenheit kennen, um falscher Legendenbildung vorzubeugen.

Doch auf Grund ihres Fachstudiums können sich Juristen natürlich besser in rechtliche Sachverhalte hineinarbeiten und dort mitdenken, aber adäquat lösen können sie sie auch längst nicht immer! Als Beispiel sei erinnernd auf die Berliner Justizposse verwiesen, der zufolge der Prozeß gegen Honecker mit Rücksicht auf seine bei weiterer Inhaftierung durch "Leberkrebs im letzten Stadium" gesundheitlich gefährdete Menschenwürde - die er den seiner Parteidiktatur Unterworfenen stets verweigert hatte - vorzeitig beendet, er aus der Haft ent- und mit einem Paß nach Chile gelassen wurde, und ihm hinterher ein Bote des Gerichts mit einer neuerlichen Ladung zu einem erneuten Verhandlungstermin in Berlin nach Chile nachgeschickt wurde. Er solle doch bitte erneut noch ein paar weitere Verhandlungstage auf der ihm nun schon vertrauten Anklagebank Platz nehmen, um das Verfahren mit einem Urteil statt des erlassenen Beschlusses beenden zu können. Und es wurde die rechtliche Belehrung oder Drohung ausgesprochen, daß notfalls auch ohne ihn verhandelt würde! Bei seiner von zwei deutschen Gutachtern angenommenen angeblich geringen Belastbarkeit und Lebenserwartung von nur noch wenigen Monaten, die dann aber von chilenischen Ärzten gleich nach seiner Ankunft anders beurteilt wurde ("Der Gesundheitszustand ist ernst, aber nicht lebensbedrohlich, der Leberkrebs ist nicht im letzten Stadium."), wird er sich das letzte Jahr seines Lebens vielleicht über das Ansinnen der Berliner Richter totgelacht haben! 

Aber wie sollten Richter ohne - ausreichende - eigene Sachkenntnis über medizinische Detailfragen urteilen können? Das kann ihnen niemand vorwerfen, denn da sind sie auf das Untersuchungsergebnis hoffentlich sachverständiger Gutachter angewiesen.

Mit dem vorliegenden geschichtlichen Rückblick soll einerseits der falschen Legendenbildung durch „Ostalgie“ und andererseits der sich möglicherweise einstellenden Ehrfurcht vor dem den Einzelnen und seine Gelüste bezwingenden „Recht“ und dessen Durchsetzung bezweckenden (gerade geltenden!) Gesetzen vorgebeugt werden: Was in einer Gesellschaft unter „Recht“ und mehr noch unter einem von seiner (angeblichen) Intention her Rechtsfrieden stiftenden „Gesetz“ verstanden wird, ist oft interessengebunden. „Recht“ und „Gesetz“ sind beileibe nichts „Heiliges“! Zum Beweis nur zwei Aussprüche: „Recht ist, was der proletarischen Klasse nützt“ (Lenin) und „Das Recht und der Wille des Führers sind eins“ (Göring). Und selbst die als höchstes anzustrebendes gesellschaftliches Ziel vielbeschworene „Gerechtigkeit“ – Bärbel Bohley: „Wir wollten Gerechtigkeit und bekamen den Rechtsstaat“ - ist auch von unterschiedlichen Vorverständnissen abhängig und keine allerorts geltende verläßliche Elle! Wie schon früher vor der Einführung des Meters allein in Deutschland die Elle als Maßsystem unterschiedlichste Ausprägungsformen kannte, so ist auch heutzutage die Elle der Gerechtigkeit und erst recht die des Rechts in der Welt sehr unterschiedlich definiert. 

Nur durch das Bewußtmachen der Relativität von dem, was sich oft hinter der Floskel von „Recht und Gesetz“ verbirgt, nur wenn man sich auch die Geschichtlichkeit von „Recht und Gesetz“ in ihren sozialen Bezügen vergegenwärtigt, erhält man die geistige Freiheit, diesen Problemkreis (je nach Sachlage ständig) zu hinterfragen und zeit- und damit sachgerechte(re) Lösungen für Probleme des Zusammenlebens in einer Gesellschaft zu erarbeiten. Dazu sind wir als Staatsbürger alle aufgerufen. Wir müssen uns manchmal rechtzeitig empören können! Das Aufkommen des Nationalsozialismus hätte sich vielleicht verhindern lassen, wenn die Menschen sich in Massen gegen dessen durch ungerechte Gesetze verfolgte Ziele empört hätten, als noch gefahrlos Zeit dazu da war. 

Die von der „Heldenstadt Leipzig“ ausgegangene, in den Montagsdemonstrationen zu Zehntausenden und damit für den Einzelnen gefahrloser öffentlich geäußerte Empörung brachte ja auch die Diktatur des Arbeiter- und Bauernstaates zum Einsturz! Ein solches Engagement verlangt aber - neben Zivilcourage - auch ein etwas fundiertes Problembewußtsein und nicht nur ein dumpfes Unmutsgefühl im Oberbauch. Darum müssen wir uns um Fragen von Recht und Gesetz kümmern - was zur Voraussetzung hat, daß wir zumindest ein Gefühl für diesen Aspekt des gesellschaftlichen Zusammenlebens entwickeln. An dieser Elle müssen wir dann die uns durch die Massenmedien ins Haus gebrachten Tagesmeldungen über Regierungshandeln messen - und eventuell aktiv werden. Wenn man dem zuzustimmen vermag, dann ist dieses Buch sogar ein Stück praktische Lebenshilfe.

Darum wurde dieses Buch bewußt um seit fast zwei Jahrzehnten (nicht ganz willkürlich) gesammelte ausgesuchte Zeitungsmeldungen herum aufgebaut, die in ihrem rechtlichen Zusammenhang betrachtet werden. Weil man Neues am besten einordnen kann, wenn man Bezugspunkte zu schon Bekanntem hat, wurden viele Zeitungsartikel abgedruckt, die jeder Normalbürger so oder ähnlich in einer guten Tageszeitung hätte gelesen haben können, wie sie mir als regionale Tageszeitung im „Hamburger Abendblatt“ (HH A), dem die meisten Meldungen entnommen sind, zur Verfügung stand. Dieses Vorgehen hat den Vorteil, als gutwilliger Leser dieses Buches nicht gleich mit teilweise sehr unverständlich abgefaßten Paragraphen und Fachartikeln konfrontiert oder "erschlagen" zu werden. (Ohne Anführungszeichen wäre es eine im Buch „Einführung in das Strafrecht der Bundesrepublik Deutschland anhand von Tötungsdelikten“ abzuhandelnde Straftat.) Dieser dem Buch „Einführung in das Recht der Bundesrepublik Deutschland“ entnommene Auszug soll ja möglichst allgemeinverständlich bleiben. Das dem Auszug zu Grunde liegende Buch wurde nicht zum Weglegen geschrieben - dafür hat es wirklich zuviel jahrelang aufgewandte Mühe gekostet, es zu schreiben -, sondern zum Lesen, Informieren und eventuell sogar ein bißchen zum Lernen. 

Die meisten sozialen Phänomene können von verschiedenen Seiten gesehen werden. Die jeweilige Sichtweise spiegelt sich dann natürlich auch in den Zeitungsmeldungen wider. Die verwendeten Zeitungsmeldungen sollen darum u.a. auch die unterschiedlichen Argumente und Sichtweisen deutlich machen. Wer allerdings schon allein ein sich informierendes Befassen mit dem Problem und der Bedeutung des „Rechts“ für eine Gesellschaft für genau so interessant hält, wie Farbe beim Trocknen zuzuschauen, wäre der falsche Leser.

Politik ist die Kunst der Zukunftsgestaltung. Und da das oft durch Gesetze geschieht, müssen wir bei uns im ganz direkten Wortsinn „frag-würdig“ erscheinenden Gesetzesvorhaben den demokratischen Widerstand organisieren, damit wir uns nicht vorwerfen müssen, was die Großkirchen mit zurück gewandtem Blick auf das Entstehen des Nationalsozialismus später als ihr Versagen reuevoll bekannt haben: „Wir haben zu wenig widerstanden!“ 

Der unschlagbare Vorteil einer nicht bloß dem Staatsnamen nach (angeblich) „demokratischen“ Regierungsform (D “D“ R) gegenüber einer nach bürgerlich-demokratischen Grundsätzen aufgebauten Staatsform ist, daß im Rahmen der für eine Demokratie konstitutiven Demonstrationsfreiheit Widerstand ohne Gewaltanwendung legitim ist.

Der Lehrer, der zunächst sich selber informieren und dann als "Multiplikator" anhand des diesem Auszug zugrunde liegenden Buches seine Schüler in den geschichtlichen Bereich des Rechts einführen möchte - und dabei Hilfestellung zu geben, ist ein weiteres vordringliches Anliegen dieses Buches - sollte die mitabgedruckten Quellen als Materialsammlung ansehen. 

Und im Übrigen hoffe ich, daß Sie nach der Lektüre dieses Buches nicht den Ausspruch von John Osborne auf meine jahrelangen schriftstellerischen Bemühungen beziehen:

„Auch das schlechteste Buch hat eine gute Seite: die letzte!“
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III. TEIL 

DIE FUNKTION DES RECHTS IN DER (EX-)DDR

1 "Recht darf sich nie wieder mit dem zum Gesetz erhobenen Willen einer Klasse und ihrer Partei identifizieren."

"Richter Mielke

Ein dem STERN vorliegendes Dokument belastet den gerade aus der Haft entlassenen Ex-Stasi-Chef Erich Mielke schwer. Danach hatte das Politbüro auf Vorschlag der Justizkommission, Unterschrift Erich Mielke, ein Todesurteil beschlossen, bevor überhaupt der Prozeß stattfand. Am 7. Oktober 1961, zwei Wochen nach dem Mauerbau, war der Ofenarbeiter Walter Predel wegen des Brandes einer Scheune verhaftet worden. Am 12. Dezember fällte das SED-Gremium das Todesurteil. Am 21. Dezember wurde Predel gerichtlich verurteilt, am 25. Januar 1962 hingerichtet."  (STERN 10.08.95)

Der ostdeutsche Theologe und Politiker Richard Schröder hat die Aufhebung der Gewaltenteilung in der DDR mit den Worten kommentiert:

„Die Stasi schreibt das Drehbuch für den Prozeß; Ulbricht verfügt noch vor dem Prozeß die Todesstrafe; jemand wird heimlich hingerichtet, und auf dem Todesschein steht Herzversagen; in den Wahllisten werden die Namen der bekannten Nichtwähler gestrichen, um die Wahlbeteiligung hochzutreiben, und über 10 Prozent der Neinstimmen werden unterschlagen; an der Mauer wird geschossen ... Das ist überhaupt keine Rechtskultur. ...“

Nach der Wiedervereinigung gab es in Obergebra einen Gedenkgottesdienst für einige der in politischen Prozessen zum Tode durch ein schon von den Nazis benutztes Fallbeil hingerichteten Opfer. In diesem Gottesdienst sagte der dort zuständige Kreisstaatsanwalt: 

"Recht darf sich nie wieder mit dem zum Gesetz erhobenen Willen einer Klasse und ihrer Partei identifizieren."
"Recht darf sich nie wieder mit dem zum Gesetz erhobenen Willen einer Klasse und ihrer Partei identifizieren." 

Mit diesem Satz ist zusammenfassend an sich schon alles Wesentliche über die Justiz des SED-Staates gesagt. Doch als weitere Mahnung nach dem von den Richtern in der Nazi-Zeit verübten Justizterror
 sei der in der (Ex-)DDR verübte näher dargestellt. Und der hat fast viermal so lange gedauert. Die Ostdeutschen haben nicht die Gnade der richtigen Geographie genießen können, wie sie den Westdeutschen unverdient zugefallen ist. Die Westdeutschen haben ohne eigenes Verdienst nach dem von unseren Vätern und Großvätern gemeinsam angefangenen und gemeinsam verlorenen Zweiten Weltkrieg vier Jahrzehnte länger in einem demokratischen Rechtsstaat leben dürfen. Sie waren nach dem braunen nicht auch noch dem roten Terror, und das heißt immer auch Justiz-Terror, ausgesetzt. An seinen Folgen werden die Opfer noch einige Zeit kranken, denn nach einem Wort des Schriftstellers J. Fuchs, der - wie einige andere Dissidenten auch in einem MfS-Gefängnis zur Krebserzeugung heimlich mit Röntgenstrahlen verseucht worden sein könnte - ist durch diesen Terror "Auschwitz in den Seelen angerichtet" worden. „Der Untertan wurde zum zweiten Mal geboren, und in diesem Teil des Landes hat er bittere Urständ gefeiert. ... In einer Gesellschaft, in der in 12 plus 44 Jahren die Unterdrückten zu hören bekamen: ‘Beuge das Haupt, fühle Angst, passe dich an und es wird dir gutgehen‘, sind die Menschen niemals zur Autonomie trainiert worden. Das erzeugte eine Lebenshaltung, in der Ohnmacht zu einer neuen Normalität inmitten der politischen Moderne wurde. ... Wir weichen dem Heilungsprozeß aus, weil wir die Schmerzen scheuen. So festigen sich die früheren Prägungen, die uns zu modernen Sklaven gemacht haben“ (Gauck laut HH A 17.05.99). 

Nur die kritische Auseinandersetzung mit den Strukturen und Verhaltensweisen der Fürsorgediktatur des SED-Unrechtsstaates für Angepaßte kann die Basis für einen Neuanfang sein, der diesen Namen verdient. Wer dazu nicht fähig ist und dem untergegangenen Regime als z.B. PDSler nachtrauert, Mitglied der Partei vom Fleische der SED mit zu 70% noch alten Kadern ist, die in ihren Reihen noch teilweise in einer kommunistischen Plattform den Stalinismus verherrlichen und deren Frontfrau Wagenknecht zum Schlechtesten gibt, die (Ex-)DDR sei „jedenfalls nicht undemokratischer gewesen als die Bundesrepublik“ (STERN 23.08.01), dem muß Zukunftsfähigkeit abgesprochen werden. Die Frontfrau beweist eindrucksvoll, wie blöd man/frau trotz in Angriff genommener Dissertation sein kann, wenn man mit seinen ideologischen Scheuklappen die Realität ausblendet: Aus gutem Grund gibt es kein bundesrepublikanisches Gegenstück zu der „Vereinigung politisch Verfolgter und Widerständler der SED-Diktatur“, weil die Menschen in der BRD – im Gegensatz zu den Ost-Deutschen - das Glück hatten, nach der bedingungslosen Kapitulation Nazi-Deutschlands in einem Rechtsstaat leben zu können, in dem z.B. Verwaltungshandeln durch unabhängige Verwaltungsgerichte auf seine Rechtmäßigkeit hin überprüft werden konnte und kann und überprüft wurde und wird. Aber aus genau so gutem Grund gibt es auf Grund der in der (Ex-)DDR gefehlt habenden Rechtsstaatlichkeit die „Vereinigung politisch Verfolgter und Widerständler der SED-Diktatur“ – deren Mitglieder jetzt wegen des in der (EX-)DDR erlittenen Unrechts nun gegen die BRD klagen. Auch wegen des von mir gemutmaßten Geisteszustandes dieser Menschen, über die man wegen ihrer Rechtsunkenntnisse noch nachsichtig Jesu’ am Kreuz gesprochene Worte wiederholen könnte: „Vater, vergib ihnen, denn sie wissen nicht, was sie tun!“
, aber insbesondere wegen des von mir gemutmaßten Geisteszustandes ihrer Anwälte fasse ich mich (ohne Kenntnis der einzelnen Bestimmungen des Beitrittsvertrages) an den Kopf – und würde zerknirscht schamvoll mein Haupt verhüllen, wenn die erst einmal von sechs politischen Häftlingen der SED-Diktatur angestrebten Klagen (auf einer anderen Basis als einer mir unbekannten eventuellen Bestimmung im Beitrittsvertrag) Erfolg haben sollten! Natürlich bin ich für eine solche prononcierte Äußerung, mit der ich mich, anstatt den Ball flach zu halten, weit aus dem Fenster lehne, eine - hoffentlich jedermann - einleuchtende Erklärung schuldig. Ich gehe davon aus, daß die BRD im Beitrittsvertrag keiner Klausel zugestimmt haben wird, sie werde allen SED-Opfern eine Entschädigung für durch deren ehemalige Staatsmacht erlittenes Unrecht zahlen. Das vermag ich mir einfach nicht vorzustellen! (Und wenn es doch - was ich mir einfach nicht vorzustellen vermag - eine solche Bestimmung geben sollte, dann würde es mich wundern, warum die Opfer des (Ex-)DDR-Unrechtsstaates, die bisher nicht entschädigt wurden, nicht schon längst geklagt haben und jetzt erst klagen.) Ohne eine solche vertragliche Verpflichtung würde ich als Richter den diesbezüglichen Klagen nicht - auch nicht teilweise - stattgeben, weil die BRD nicht die Rechtsnachfolgerin der (Ex-)DDR ist. Die BRD betrachtete sich als Rechtsnachfolgerin des durch den Sieg der Alliierten mit der bedingungslosen Kapitulation untergegangenen Deutschen Reiches – und zahlte dafür bis heute Milliarden an Wiedergutmachung an Opfer des NS-Staates. Die BRD ist aber durch den Abschluß des Beitrittsvertrages nach meinem Rechtsverständnis nicht die Rechtsnachfolgerin der durch den Mehrheitsbeschluß der Volkskammer-Abgeorneten dem Staatsverband der Bundesrepublik freiwillig beigetretenen (Ex-)DDR geworden! Das ist in meinen Augen ein gravierender rechtlicher Unterschied. Wieso sollte sie dann für deren Missetaten zahlen müssen? In meiner beschränkten Gesetzeskenntnis ist mir keine derartige vertragliche Verpflichtung bekannt. Eine Rechtsanalogie nach dem Erbrecht, derzufolge der Erbe nicht nur die Rechte des Erblassers, sondern auch dessen Pflichten erbt – weswegen es günstiger sein kann, innerhalb von sechs Wochen das Erbe auszuschlagen – verbietet sich. Die BRD ist nicht Erbe der (Ex-)DDR geworden, sondern die (Ex-)DDR ist dem Staatsgebilde BRD freiwillig beigetreten. Auch daß ein Gesetz geschaffen wurde, demzufolge Inhaftierte der durch Willkürurteile der SED-gelenkten Justiz eine nach Länge der Haftdauer gestaffelte Entschädigung erhalten haben, spricht nicht dagegen. Ich sehe dieses Gesetz als eine ohne diesbezügliche Rechtspflicht aus den Beitrittsvertrag erbrachte und nur politisch gewollte freiwillige Leistung und großzügige Geste zur gesellschaftlichen Befriedung der unrechtmäßig inhaftiert gewesenen SED-Opfer an. Daraus kann man aber keine über die getroffene gesetz​liche Regelung hinausgehende Entschädigungspflicht ableiten. Eine Analogie zu der nach so unsäglich vielen Jahren endlich angelaufenen Zwangsarbeiter-Entschädigungsregelung verbietet sich gleichfalls aus demselben Grund, weil die BRD eben nicht die Rechtsnachfolgerin der (Ex-)DDR ist. Trotz dieser allgemein bekannten Fakten sitzen - von Rechtsanwälten angefeuert - nun rund 130.000 Opfer des Unrechtsstaates (Ex-)DDR in „Hab-Acht-Stellung“ und warten, was passiert. Jeder hätte verständlicherweise sehr gerne die mit den ersten Klagen angepeilten DM 15.000,- pro Unrechtsopfer und Haftjahr. Aber woher sollen die zur erhofften Entschädigung notwendigen Milliarden Euro bitte herkommen? Der Staat kann nur Gesetze im Rahmen seiner Leistungsfähigkeit machen! Einen darüber hinausgehenden Anspruch kann es nicht geben.

Doch zurück zu dem anmaßenden Vergleich aus der „linkesten“ Ecke der Kommunistischen Plattform der PDS bezüglich der gleichwertigen Rechtsstaatlichkeit der demokratisch organisierten BRD und der „volksdemokratisch“ organisiert gewesenen (Ex-)DDR. Gysi kommentierte die verschrobene Sichtweise seiner Antipodin in der PDS mit den Worten: „Ich finde das absurd, wirklich absurd.“ „Sie [die (Ex-)DDR] war ein Unrechtsstaat. Den Versuch ihrer früheren politischen Elite, heute die DDR-Realität zum international Üblichen umzuinterpretieren, dürfen wir nicht zulassen.“
 Demgegenüber gab 2001 der Vorsitzende der PDS-Bundes​tagsfraktion, Claus, noch fünf Jahre nach diesem mahnenden Wort unseres als Präsident des Bundesverfassungsgerichtes ehemals obersten Richters und damaligen Bundespräsidenten ebenfalls zum Schlechtesten, daß es in der (Ex-)DDR zwar auch Unrecht gegeben habe, er es aber ablehne, seinen vormaligen Staat als „Unrechtsstaat“ zu bezeichnen (DLF 19.08.01). 

Wegen der großen Anhängerschaft der PDS XE "PDS"  in Ostdeutschland von mehr als 23% der Wähler selbst nach Aufdeckung des durch die SED XE "SED"  jahrzehntelang begangenen Unrechts scheint es dringend geboten, näher aufzuzeigen und detaillierter darzustellen, was Recht unter der Herrschaft der PDS-Vorgängerin SED für die ihrem (Un-)Rechtsregime Unterworfenen bedeuten konnte und bedeutet hatte: Der mit dem MfS Hand in Hand zusammenarbeitende und in wichtigen Fragen von ihm gesteuerte Justizterror war ein konstitutives Herrschaftsinstrumente der SED: „Die mit dem MfS regierte“. Jedem, der das begriffen hat, müßte sich als Konsequenz dieses Wissens dann die Erkenntnis aufdrängen, daß es vielleicht eine oder meinetwegen auch zwei, drei neue sozialistische Parteien in Deutschland (die sich dann gegenseitig die Stimmen wegnehmen würden und sich so am Überspringen der 5%-Hürde hindern könnten) für Unbelehrbare geben darf, nicht aber eine umbenannte direkte Nachfolgepartei und Erbin der SED geben dürfte, wie es auf der entgegengesetzten Seite des Parteienspektrums zu Recht auch keine Nachfolgepartei der NSDAP geben darf, die dann vielleicht auch noch den Obersalzberg als Parteieigentum beanspruchte, wie die PDS als selbst dazu erklärte Nachfolgerin der SED deren Vermögen zunächst heftig, dann zunehmend schamhaft verstohlen, beanspruchte, bis sie dann - nach Gewährung einiger ansehnlicher Happen - darauf verzichten mußte. (Mehr für sie war der Bevölkerung politisch nicht vermittelbar! Darum mußte sie beidrehen.) 

Ob eine Partei mit Blut an den Händen aus ihrer besudelten diktatorischen Vergangenheit heraus in einem neuen System politisch weiterexistieren oder gar wieder politische Macht übertragen bekommen darf, ist nach meiner Wertung eine primär moralische und erst sekundär eine politische Frage! Wer das akustisch und intellektuell versteht, aber nicht begreift und z.B. weiterhin die jahrelange Verletzung der Menschenrechte durch Mauerbau und Stacheldraht als „friedensstiftende Maßnahme“ umdefiniert, wie es die beiden Parteifize der PDS zwei Monate vor dem 40. Jahrestag des Mauerbaues taten, kann sich ein Nachdenken über politische Moral sparen! (Der Landesparteitag der PDS sprach dann aber zwei Tage später mit großer Mehrheit wenigstens sein „Bedauern“ über die Mauertoten aus. Ohne dieses geäußerte „Bedauern“ hätte der unterstützende Beitrag der PDS zum Sturz des Regierenden Bürgermeisters der CDU von Berlin durch SPD und Grüne nicht akzeptiert werden können. Es hätte die lokalen Parteiorganisationen von SPD und Grünen vermutlich so „zerrissen“ wie die in Sachsen-Anhalt. 

In nachfolgenden Diskussionen und Papieren kam die SED-Nach​fol​ge​or​ga​ni​sa​tion über ein „Bedauern“ nicht hinaus und verweigerte die von ihren Gegnern geforderte „Entschuldigung“ für das während DDR-Zeiten begangene Unrecht. Was hätte die andere Wortwahl geändert? Ist das vielleicht nur ein semantischer Streit? Wenn man der rigorosen Meinung ist, daß es keine Nachfolgeorganisation einer diktatorisch geherrscht habenden Partei geben darf, dann ist es wirklich nur ein semantischer Streit. Wenn man aber einer derart durch u.a. Hunderte von Toten diskreditierten Nachfolge-Partei einer diktatorisch geherrscht habenden Partei die von ihr auf Grund des bei Wahlen zu Tage getretenen Wählerwillens Unverbesserlicher beanspruchte Regierungsverantwortung zugestehen will – und die Lebensrealität geht in den meisten östlichen Bundesländern in diese Richtung -, dann muß man sich die Frage gefallen lassen: Was wäre, wenn sich (nach einer dafür allerdings erst noch vorzunehmenden Gesetzesänderung) NPD, DVU oder die Republikaner (bisher durch Strafnormen verbotenerweise) offen als Nachfolgeorganisation der NSDAP ausgäben, gerade einmal mühsam ein „Bedauern“ über gewisse Auswüchse während der NS-Zeit zum Ausdruck brächten, eine Entschuldigung verweigerten und nach dieser sich für die Öffentlichkeit mühsamst abgerungenen historischen - zunächst meist nur verbalen - Bewältigung der gräßlichen Untaten ihrer Vorgängerin nunmehr in unserer Demokratie Regierungsmitverantwortung beanspruchten? Wenn sie 12 Jahre nach dem Zusammenbruch des Nazi-Regimes in Berlin mitregiert hätten? Ein ehemaliger Bürgerrechtler aus der (Ex-)DDR kritisierte das analoge Verhalten der PDS so: Die PDS will zwar das unangenehme Erbe der SED los sein, aber mit deren Kasse und Mitgliedern aus der historischen Verantwortung verschwinden. Ein polemisch verkürztes Argument, gewiß, aber wie wollte man ihm widersprechen?

Eine PDS, die sich nicht als Nachfolgepartei der SED begriffe und ausgäbe, wäre moralisch unangreifbar, und eine Regierungskoalition mit ihr wäre eine demokratisch legitime Gestaltungsmöglichkeit des politischen Lebens. Es rührt aber an die Grundlagen einer Demokratie und den Konsens zwischen Demokraten über das Grundverständnis von Demokratie, wenn eine Partei, die ausdrücklich die Nachfolge einer diktatorischen, ihre Herrschaft mit Terror bis zur physischen Vernichtung ihrer Gegner durch Fallbeil oder Genickschuß zemen​tiert habenden Partei für sich in Anspruch nimmt, wenn eine solcherart unter historisch empfindenden Demo​kraten völlig diskreditierte Partei in einer demokratischen Gesellschaft weiter existiert und - auf welcher politischen Ebene auch immer - an Regierungsmacht beteiligt wird. Für viele PDS-Mitglieder und viele Sympathisanten der SED-Nach​fol​ge​partei ist das von ihnen teilweise bis wenigstens 2002, bis zur Präambel des rosa-roten Berliner Koali​tions​vertrages zwischen SPD und PDS geleugnete Wissen um den in seinen Unterdrückungs​me​cha​nis​men gleichgearteten Geheimdienst- und Justizterror der ehemaligen Staatspartei so schmerzlich, daß sie ihn nicht wahrhaben wollen. Nunmehr müssen sie lesen, was ihre Berliner Vertreter unterschrieben haben:

„... Für die Verfolgung von Sozialdemokraten und anderen Teilen der demokratischen Opposition, für deren Inhaftierung bis hin zum Tod und für die Hinrichtung Andersdenkender trägt die SED eine historisch bleibende Schuld. Zusammen mit den damaligen Entscheidungsträgern der Sowjetunion ist sie verantwortlich für die gewaltsame Niederschlagung des Volksaufstandes in der DDR am 17. Juni 1953, den Mauerbau und zahlreiche Menschenrechtsverletzungen, mithin für das Fehlen grundlegender demokratischer Freiheitsrechte in der DDR. ... 

SPD und PDS bekennen sich im Wissen um das Trennende aus der Geschichte dazu, dass die Vergangenheit nicht auf Dauer die Zukunft beherrschen darf.“

Es dürfte niemanden wundern, daß vorstehende Erklärung heftige Gegenreaktionen u.a. der Kommunistischen Plattform auslöste.

Und als Historiker und Demokrat kann man nur sarkastisch fragen: Warum haben Berliner SPD und PDS nicht auch gleich NPD, DVU und Republikaner diesen Wortlaut unterschreiben lassen? Das würden die sofort tun und liebend gerne die Konsequenzen einer solchen Absolutionserklärung für sich sofort einfordern!

Ist diese Anerkennung der historischen Schuld der SED in der Präambel des Berliner Koali​tions​vertrages durch die Berliner PDS-Führung eine rosa-rote Koalition in der Stadt des Mauerbaues und der Mauertoten wert? Wenigstens rechte Sozialdemokraten mit einem bißchen historischem Empfinden müßten ein Gefühl dafür haben, daß sich ihre Partei durch eine Koalition mit einer solchen von ihr selbst erklärten Partei-Nachfolgerin besudelt. In Sachsen-Anhalt gab es bei den Landtagswahlen 2002 dann auch vom Wähler die Quittung für acht Jahre „Magdeburger Modell“: Die SPD erhielt die verheerendste Niederlage ihrer Geschichte, denn sie verlor ungefähr die Hälfte ihrer Wähler und wurde nach der mit weitem Abstand siegreichen CDU noch nach der PDS nur drittstärkste politische Kraft im Land! Was für ein moralischer Abstieg der SPD: Von der letzten freien Rede ihres Vorsitzenden Otto Wels im Reichstag - „Freiheit und Leben kann man uns nehmen, die Ehre nicht!“ -, mit dem er das Unrechtsregime der Nazis moralisch in die Schranken forderte, bis zu einer Koalitions-Ehe mit einer Partei, die das ebenfalls diktatorische und verbrecherische Erbe ihrer Mutterpartei ausdrücklich für sich reklamiert, indem sie sich ausdrücklich als deren Nachfolgerin begreift und bezeichnet! 

Der von der SPD begangene Tabubruch, sich mit einer dermaßen befleckten Partei ins Koalitionsbett zu legen und dort die Freuden der Koalitionsehe zu genießen, gilt natürlich auch für CDU-Bürgermeister, die in den östlichen Bundesländern erst durch die zusätzlichen Stimmen der PDS in ihr Amt gekommen sind. 

Man könnte die Haltung der SPD nach ihrem Verhalten in Sachsen-Anhalt (bis zur Abwahl 2002 durch Tolerierung der PDS ermöglichte SPD-Regierung) und Mecklenburg-Vorpommern (Regierungskoalition zwischen SPD und PDS) in der politischen Gretchenfrage: „Wie hältst Du es mit der PDS?“, für Berlin (in der Stadt des Mauerbaues eine durchaus vermeidbar gewesene Koalition mit der PDS zu schließen) mit dem lakonischen Satz kommentieren: „Alle schlechten Dinge sind drei!“ Doch den zahllosen noch lebenden Opfern der SED-Diktatur wird durch das Zusammenspiel historisch unbelasteter demokratischer Parteien mit der von SED in PDS umbenannten Partei zuviel Verständnis für ihre früheren Peiniger und teilweise Henker ihrer Angehörigen zugemutet! Und das Niederlegen von Kränzen an den Resten der Mauer durch die PDS zum Gedenken an den 40. Jahrestag des Mauerbaus empfanden die SED-Opfer so, als wenn NPD, DVU oder die Republikaner am 20. Juli zur Erinnerung an das 1944 versuchte Attentat auf Hitler an der Hinrichtungsstätte Plötzensee zum Gedenken an die Märtyrer Kränze niederlegen würden. Innerlich zu tiefst getroffen haben sie – für mich durchaus verständlich – außer sich vor Schmerz über das ihnen und ihren Angehörigen von der „Partei-Mutter“ der PDS, der SED unseligen Angedenkens, zugefügte, teilweise ihre Liebsten getötet habende Unrecht die von der PDS gestifteten Kränze empört zertreten!

Und sollte es nach Jahrzehnten keine noch lebenden Opfer der SED-Diktatur mehr geben, dann besteht das Problem der historisch-moralischen Diskreditierung einer diktatorisch geherrscht und dabei gemordet habenden Partei unter Demokraten trotzdem weiter! Wenn das nicht so wäre, dann könnten NPD, DVU und Repu​blikaner - analog dem sofortigen Vorgehen der PDS - nach über einem halben Jahrhundert äußerer Häutung schamlos und ungestraft die Nachfolge der NSDAP beanspruchen, antreten und von unserer schnell vergeßlichen Gesellschaft Absolution verlangen! 

Gegner einer Zusammenarbeit zwischen historisch unbelasteten Parteien einerseits mit der PDS andererseits sprechen daher von einem „schamlosen Tabubruch“ (Westfälische Nachrichten 13.06.01). Das von 1984-89 sogar dem Politbüro angehörende ehemalige SED-Mitglied Schabowski äußerte sich auf Grund seiner intimen Mitglieder- und Strukturkenntnisse sowohl der SED unseligen Angedenkens wie auch der jetzigen PDS im SPIEGEL 09.07.01 dahingehend: „Die PDS ist nicht die Nachfolgepartei der SED, sondern deren Fortsetzungspartei – nur ohne Moskau." Die jetzige Bedauernsäußerung der PDS über unter dem Namen SED von ihr begangenes Unrecht sei lediglich von der sich in Berlin eröffnenden Machtchance diktiert und erinnere ihn an einen Ausspruch von Honoré de Balzac: „Man schiß sich eilfertig und halsbrecherisch ins Hosenfutter.“ Soweit das ehemalige SED- und Politbüro-Mitglied Schabowski!

2 Organisiertes Verbrechen als Herrschaftssystem

Organisiertes Verbrechen als Herrschaftssystem
Fall (persönlich mitgeteilt durch einen freigekauften DDR-Häftling):

Die Familie Edelstein aus Ribnitz-Damgarten wollte zu der in der Bundesrepublik lebenden 77 Jahre alten, alleinstehenden und pflegebedürftigen Mutter eines der Ehepartner ziehen können, um die gebrechliche Verwandte zu pflegen. Nach einigen vergeblich gestellten Ausreiseanträgen fuhren die Edelsteins nach Berlin und besuchten zweimal die Ständige Vertretung der Bundesrepublik, um hier Hilfe für die geplante Familienzusammenführung zu erbitten. Bei der Rückkehr, im Frühjahr 1983, wurden sie verhaftet und jeder zu 4 1/2 Jahren Freiheitsentzug verurteilt, vermutlich wegen "landesverräterischer Nachrichtenübermittlung" § 99 StGB-DDR oder "ungesetzlicher Verbindungsaufnahme" § 219 StGB-DDR. 

(Solche Strafprozesse waren nicht öffentlich, die Angeklagten erhielten weder eine Anklageschrift noch später ein Urteil ausgehändigt. 

Auch solche Selbstverständlichkeiten, gegen die die SED-Justiz XE "SED-Justiz"  permanent bewußt verstieß, gehören zu einem Rechtsstaat, damit der Verurteilte weiß, wofür er weshalb verurteilt worden ist, und ob er gegen das Urteil Rechtsmittel einlegen kann. Aber die von der SED als unbeschränktes Lehen betrachtete (Ex-)DDR war eben nie ein Rechtsstaat gewesen. Erstaunlich sind deswegen die Stimmabgaben für die praktisch nur umbenannte Nachfolgerin der SED, die PDS. An sich ist es absurd: Da gaben in den Landtagswahlen und der Bundestagswahl Jahre nach der Wende mehr als 20% der Ostdeutschen den früheren Gefängniswärtern ihrer Massenfreiheitsberaubung ihre Stimme! Dazu gehört schon sehr viel Masochismus und ein extrem kurzes Gedächtnis: Jedes begangene Verbrechen bis hin zum Mord ist vergeben, und die PDS wird von 20% der Wähler nur noch als legitime Sachwalterin ostdeutscher (Sonder-)Interessen wahrgenommen! 

Jedwede Zusammenarbeit demokratischer Parteien mit der in PDS umbenannten Nachfolgeorganisation der SED müßte sich wegen der zuvor im Namen der SED begangenen Verbrechen auf jedweder Ebene aus moralischen Gründen von vornherein genauso verbieten, wie sich für demokratische Parteien eine Zusammenarbeit mit der durch das Gedankengut der NSDAP infizierten, belasteten und neuerdings von einem Verbotsantrag bedrohten NPD, den Republikanern und anderen gleich(un)wertigen Rechtsaußen-Parteien von vornherein verbietet, obwohl es sich hierbei - anders als bei der PDS - noch nicht einmal um direkte Nachfolgeorganisationen einer diktatorischen Partei handelt, wie es die PDS in Bezug auf die SED für sich in Anspruch nimmt, sondern „nur“ um geistige Verwandte! Es läßt sich aus moralischen Gründen sogar die Extremposition vertreten, daß eine direkte Nachfolgeorganisation der Unrechtspartei SED genauso verboten gehört hätte wie jede Nachfolgeorganisation der NSDAP; was nicht ausschließt, daß Neugründungen sozialistischer Parteien vorgenommen werden könnten, die nicht den Anspruch erhöben, Nachfolgeorganisationen der Partei des roten Terrors, der SED, zu sein - und zunächst auch noch deren Vermögen beanspruchten. Eine neugegründete PDS dagegen, die sich nicht als Nachfolgepartei der SED begriffe und ausgäbe, wäre hingegen demokratisch legitim - und nicht nur politisch opportun.) 

Fall (STERN 19/91)

Das Ehepaar Kerstens wurde wegen der Planung einer Demonstration in Ostberlin mit anderen Ausreiseantragstellern aus Stendal (Beeinträchtigung staatlicher Organe gemäß § 214 StGB-DDR) und Kontaktaufnahme zu bundesdeutschen Politikern, die sie über ihren Ausreiseantrag informiert hatten (ungesetzliche Verbindungsaufnahme gemäß § 219 StGB-DDR und landesverräterische Nachrichtenübermittlung, die nicht der Geheimhaltung unterliegt gemäß § 99 StGB-DDR), zu je drei Jahren und zwei Monaten Gefängnis verurteilt. Vor der Urteilsverkündung sagte die Angeklagte in ihrem Schlußwort: "Hohes Gericht, ich fühle mich im Sinne der Anklage als nicht schuldig. Ich kann es als mündige Bürgerin der DDR nicht verstehen, daß ein Herr Udo Lindenberg aus der BRD das Recht genießt, mit Herrn Honecker Briefe und Geschenke auszutauschen, und wir als mündige Bürger dieses Staates nicht das Recht haben, eine Antwort auf unser Ausreiseanliegen zu bekommen."

Staatlicher Sklavenhandel der SED zur Verbesserung ihrer Deviseneinnahmen
Ähnliche Erlebnisse berichteten andere ehemalige (Ex-)DDR-Häftlinge, die zwischen 1963 - 1989 von der Bundesregierung zu einem "Stückpreis" - für den SED-Staat waren sie nach Sklavenhaltermentalität nur Ware und wurden nach Bedarf produziert - von rund 96.000,- DM für einen Gesamtbetrag von über 3,5 Mrd. DM freigekauft worden sind.
 Menschen gab es mehr als genug zu verkaufen, da in der (Ex-)DDR insgesamt ca. 150.000 - 240.000 politisch motivierte Strafurteile gefällt worden sind. Vor Anlaufen der Sklavenmarktauktionen der SED-Parteidiktatur sind Angeklagte auch einfach umgebracht worden, wie z.B. in den Fällen Werner, Alfred u.a. vor der erst später in Gang gekommenen Freikaufsvereinbarung. Diese unglücklichen Opfer der SED-Parteidiktatur XE "SED-Parteidiktatur"  sind nach ihren Bekenntnissen zu den Zielen des 17. Juni in einem militärinternen Schauprozeß zum Tode durch genau das schon von den Nazis an gleicher Stelle benutzte Fallbeil verurteilt und hingerichtet worden. Organisiertes Verbrechen als Herrschaftssystem!

"DDR hat mit unschuldig Verurteilten Geld verdient

dpa Bonn. In der früheren DDR sind unschuldige Bürger bewußt zu hohen Haftstrafen verurteilt worden, damit Ost-Berlin beim Häftlingsfreikauf Devisen aus Bonn kassieren konnte. Entsprechende Zeitungsberichte hat der Staatssekretär im Bundesinnenministerium, Walter Priesnitz, bestätigt. `Wir können heute davon ausgehen, daß die Führung um Honecker Menschen nur deshalb zu Strafen verurteilen ließ, um Höchstpreise für den Freikauf auszuhandeln', sagte Priesnitz, der früher im innerdeutschen Ministerium für die Freikäufe zuständig war. ...

Priesnitz berichtete, als er 1988 für die humanitären Beziehungen zuständig geworden sei, `bekam ich das Gefühl, hier werden Häftlinge produziert'. Daraufhin habe sein Ministerium beschlossen, in bestimmten Fällen kein Geld mehr zu zahlen. Als das in Ost-Berlin bekannt geworden sei, habe die Zahl der Verurteilungen schlagartig nachgelassen." 

(Harburger Anzeigen und Nachrichten 23.12.91)

Die staatlichen Menschenhändler der (Ex-)DDR und SED XE "Menschenhändler der (Ex-)DDR und SED"  handelten nach nur einer Devise: "Devisen!"

Die auf dem Außenhandelssektor trotz umfangreicher und recht erfolgreicher Industriespionage international nur eingeschränkt konkurrenzfähige (Ex-)DDR produzierte Häftlinge zur Verbesserung ihrer Deviseneinnahmen u.a. durch den in der (Ex-)DDR zu einer Straftat erhobenen Vorwurf, Kontakt zur Mission der Bundesrepublik versucht oder aufgenommen zu haben, obwohl sie durch ihre Unterschrift unter das "Abschließende Dokument" des zweiten KSZE-Folgetreffens XE "KSZE-Folgetreffen"  in Madrid im Kapitel "Zusammenarbeit in humanitären und anderen Bereichen" unter Punkt 7 die Verpflichtung eingegangen war:

"Die Teilnehmerstaaten bekräftigen ihre Verpflichtung, die Bestimmungen hinsichtlich ... offizieller Missionen ... in vollem Umfang durchzuführen und das normale Funktionieren jener Missionen zu erleichtern. Der Zugang von Besuchern zu diesen Missionen wird unter gebührender Berücksichtigung der erforderlichen Sicherheitsbedürfnisse dieser Missionen gewährleistet."

Sicherheitsbedürfnisse der Missionen sollten Einschränkungen des grundsätzlich freien Zugangs ermöglichen, nicht politisch motivierte Strafvorstellungen oder Devisenknappheit eines Gastgeberlandes! 

3 Unrechtsregime wie die (Ex-)DDR unter SED-Herrschaft negieren Menschenrechte, Verfassung und eingegangene internationale Verpflichtungen

Negieren von Menschenrechten, Verfassung und eingegangenen internationalen Verpflichtungen
Der SED-Staat machte trotz seiner Unterschrift unter sowohl diese freiwillig international vereinbarte und damit von ihm freiwillig anerkannte Regelung, unter das "Abschließende Dokument" des zweiten KSZE-Folgetreffens in Madrid, den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte vom 19.12.66 wie auch unter die Menschenrechtserklärung der UNO ein erlaubtes Verhalten durch seine Strafgesetzgebung zu einem Straftatbestand und verurteilte Zehntausende seiner Einwohner nur wegen des Besuches der bundesdeutschen diplomatischen Vertretung oder des auf andere Art bekundeten Ausreisewillens aus der real existent gewesenen Hoffnungslosigkeit des SED-Gefängnisses "DDR", in dem 17 Millionen Deutsche einer Massenfreiheitsberaubung der sich allmächtig gebärdenden Staatspartei unterlagen, zu meist mehrjährigen Gefängnisstrafen. So wurde 1989 ein Ehepaar zu einmal 2 Jahren und einmal 2 Jahren und 8 Monaten Haft in einem der MfS-Gefängnisse verurteilt, weil es sich (nur) auf den Weg zur Ständigen Vertretung der Bundesrepublik gemacht, aber aufgrund des Verrates eines eingeweihten IM (inoffizieller Mitarbeiter des MfS) vorher abgefangen worden war. Wenn man einmal von der Niedertracht absieht, wie hier Menschen eines Staates für eine durch eben diesen Staat eingegangene internationale Verpflichtung erlaubte Handlung kriminalisiert worden sind, dann wäre das letzte Beispiel an sich immer noch ein Fall einer straflosen Vorbereitungshandlung, da ja noch kein Kontakt zu der Ständigen Vertretung der Bundesrepublik wenigstens ansatzweise hergestellt worden war.
 Ein Tischler erhielt für die Herstellung eines hölzernen "A" 1 1/2 Jahre Gefängnis. Ähnliche Strafen ergingen gegen Autofahrer, die an der Antenne ihres Trabis eine weiße Schleife (als Sympathiebekundung für die "weißen Kreise XE "Kreise, weiße" "), oder die in ihrem Auto ein großes "A" zur Dokumentation ihres "A"usreisewillens angebracht hatten. Teilweise ist darüberhinaus der damals nicht nur angesichts der niedrigen Löhne und des geringen Plastikpreises mit 30.000 Mark unverhältnismäßig teuer bezahlte Trabi als Tatwerkzeug eingezogen worden, auf dessen Zuteilung man 13 bis 15 Jahre hatte warten müssen. 

Fall (59. Pressekonferenz der Arbeitsgemeinschaft 13. August e.V. vom 02.03.1984)

"Am 01.04.81 versuchte ich [Henry Leuschner; der Verf.] mit meinem Freund Peter Dietz in der Nähe von Plauen in die Bundesrepublik zu flüchten. Zwei Zäune hatten wir bereits überwunden, als ich am letzten Zaun eine Selbstschußanlage auslöste. Die mit dieser Anlage verschossenen Metallteile haben nach Meinung von Ärzten die Wirkung von Dum-Dum-Geschossen, wie sie in der Haager Landkriegsordnung verboten sind. Entgegen ihrer Unterschrift unter dieses Abkommen verwendet die DDR aber trotzdem diese Anlagen, obwohl die Metallstücke beim Getroffenen unnötige Qualen und Leiden hervorrufen. Mein Freund hatte 8 Streif- und Durchschüsse, ich 22. Ein Geschoß ging durch die Brust, ein weiteres streifte meinen Kopf, ein anderes zerriß die Schlagader am Unterarm, weitere zerfetzten die linke Wade. 

Meinem Freund gelang es, Arm und Beine abzubinden. Man ließ uns 20 Minuten liegen, obwohl Grenzsoldaten bei der Gerichtsverhandlung aussagten, daß sie den Explosionsknall gehört hatten und sofort alarmiert worden waren, daß die Selbstschußanlage losgegangen war. Als man uns abtransportieren wollte, schoß ein Grenzer, obwohl ich wehrlos und bewegungslos am Boden lag, noch einmal auf meine Beine. Durch die Schwere der Verletzungen hatte ich nur sehr geringe Überlebenschancen. Obwohl mich die Ärzte im Krankenhaus Plauen, wohin man mich gebracht hatte, für transportunfähig erklärten, wurde ich mit einem Hubschrauber in das Regierungskrankenhaus nach Berlin (Ost) geflogen. Die Operation dauerte mehrere Tage. Trotz der Verletzungen wurde ich ständig Verhören unterzogen, teilweise sogar kurz nach der Operation. 

Mein Freund wurde wegen versuchter Republikflucht zu 2 Jahren und 8 Monaten Freiheitsstrafe verurteilt, ich erhielt 1 Jahr und 9 Monate. Als ich Mithäftlingen meine Schußverletzungen zeigte, wurde ich in ein anderes Gefängnis verlegt und erhielt die ganze Zeit Einzelhaft, weil ich angeblich versucht hätte, Propaganda zu betreiben.

Nach meiner Haftentlassung nahm ich sofort Kontakt mit meinen früheren Freunden auf, die sich teilweise der Jenaer Friedensbewegung angeschlossen hatten. Seit meinem ersten Ausreiseantrag waren inzwischen vier Jahre vergangen und durch die Schußverletzungen hatte ich keine Hoffnungen mehr, die DDR verlassen zu dürfen, weil die DDR-Behörden niemanden rauslassen, der durch Vorzeigen seiner Wunden nachweisen kann, mit welchen Mitteln die DDR versucht, die Flucht ihrer Bürger zu verhindern. 

Im April 1983 stellte ich mich mit 11 weiteren Personen bei einem Diplomatentreffen in Jena in die Reihen der auf dem Platz angetretenen Schulkinder und `Jungen Pioniere'. Die meisten von uns hatten weiße, leere Plakate bei sich, was von den Diplomaten sehr gut verstanden wurde. 

[Die `Weißen Kreise' XE "Kreise, weiße"  der von dem Staat verfolgten autonomen Friedensbewegung hatten ihren Namen daher, daß sich ihre Mitglieder auf öffentlichen Plätzen - ohne etwas zu sagen - in weißer Kleidung trafen und während einer Schweigeminute weiße Kerzen anzündeten, um so für den Frieden zu demonstrieren, den die DDR auch propagierte. Manche Mitglieder trugen statt der Kerzen leere(!) weiße Plakate; der Verf..]

In den folgenden Wochen trafen wir uns regelmäßig auf dem Platz der Kosmonauten, um dort unseren Ausreisewillen zu bekunden. Mit 19 weiteren Personen entschloß ich mich, einen Brief an Erich Honecker zu schreiben, um unseren Ausreisewillen zu bekräftigen. Bevor wir uns zu der Unterzeichnung des Briefes treffen konnten, wurden wir verhaftet. 6 Personen wurden nach 24 Stunden wieder freigelassen, 14 erhielten Haftstrafen zwischen 3 Monaten und 2 Jahren wegen "Beeinträchtigung der Behörden". Inzwischen wurden bis auf Norbert Hackel alle Betroffenen aus der Haft entlassen und in die Bundesrepublik abgeschoben."

Fall (ebenfalls 59. Pressekonferenz der AG "13. August" e.V.) 

"Falk Winkler und ein Freund erhielten eine 15monatige Gefängnisstrafe wegen `Herabwürdigung und staatsfeindlicher Hetze', weil sie eine Bildcollage angefertigt hatten, die zeigte, wie sie angeblich dem Staatsratsvorsitzenden Honecker die Hand reichten. Sie wollten damit zum Ausdruck bringen, daß sie das Gespräch mit den in der DDR verantwortlichen Politikern suchen, um ihre Probleme darlegen zu können.

Nach seiner Haftentlassung schloß sich F. Winkler der Dresdner Friedensbewegung an. Daraufhin bekam seine Frau Schwierigkeiten in ihrem Beruf als Ballettänzerin. Man verlangte von ihr, sich von ihrem Mann scheiden zu lassen, weil sie sonst nicht ihren Beruf weiter ausüben dürfte und keine weiteren Engagements mehr erhielte. Daraufhin ließen sich beide scheiden, lebten aber weiterhin zusammen. Nach einer weiteren Haftstrafe von 4 Monaten für einen Sitzstreik im Zimmer des für die Entgegennahme von Ausbürgerungsanträgen zuständigen Beamten, der die Entgegennahme verweigert hatte, wurde F. Winkler allein in die Bundesrepublik abgeschoben."

Das Hamburger Abendblatt berichtete in der Rubrik „Menschlich gesehen“ (HH A 08.08.01) über den Losverkäufer auf dem Hamburger Dom A. Pätzold:

„... Aber weil er seit Anfang der 70er Jahre regelmäßig versucht hatte, in den Westen zu flüchten, musste er immer wieder ins Gefängnis. Selbst seine Frau, die er 1983 heiratete, mußte er verlassen. ‘Als unsere Tochter Marina geboren wurde, zwangen sie uns zur Scheidung. Sonst wäre das Kind bei Pflegeeltern aufgewachsen.‘ ...“

Anmerkung hierzu: Art. 38 I Verf-DDR lautete:

"Ehe, Familie und Mutterschaft stehen unter besonderem Schutz des Staates. Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht auf Achtung, Schutz und Förderung seiner Ehe und Familie."

Art. 24 S. 1 u. 2 Verf-DDR lautete:

"Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht auf Arbeit. Er hat das Recht auf einen Arbeitsplatz und dessen freie Wahl entsprechend den gesellschaftlichen Erfordernissen und der persönlichen Qualifikation."

Erinnert sei zur Abrundung an den Fall der Bildkollage aus der Bundesrepublik im Zusammenhang mit der Kriegsdienstverweigerung
. Davon abgesehen, daß Diktaturen prinzipiell humorlos sind - 3 Jahre Haft für jemanden, der in der (Ex-)DDR einen politischen Witz erzählt hatte -, war die Kollage aus der (Ex-)DDR völlig harmlos, die aus der Bundesrepublik dagegen eine verunglimpfende Sauerei.

Fall (STERN 21/84)

Ein Kriminalbeamter wurde von seinen Vorgesetzten aufgefordert, seinen Dienst zu quittieren. Grund: Die Eltern(!) seiner Lebensgefährtin(!) waren ins Rentenalter gekommen und hatten den Wunsch geäußert, die Bundesrepublik zu besuchen(!)."

Fall (Die Zeit 22.12.78):

"Untaugliche Verfassung

`Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht, den Grundsätzen dieser Verfassung gemäß seine Meinung frei und öffentlich zu äußern.' So steht es in Art. 27 I 1 der DDR-Verfassung. Ein junger Bürger aus Görlitz, der 21jährige Uwe Reimann, hat dies und nichts anderes getan. Er verfaßte Flugblätter, in denen er die Einführung des Wehrkundeunterrichts an den Schulen kritisierte. Damit äußerte er seine Meinung. Und er verteilte diese Flugblätter in Hausbriefkästen. Damit machte er seine Meinung öffentlich. Wegen dieser öffentlichen Meinungsäußerung hat nun das Dresdner Bezirksgericht Uwe Reimann zu zwei Jahren und neun Monaten Gefängnis verurteilt, wegen `staatsfeindlicher Hetze', wie es heißt.

Hat Reimann vielleicht seine Meinung nicht `den Grundsätzen dieser Verfassung gemäß' geäußert, so daß ihm ein derart dicker Strick gedreht werden konnte? In der Verfassung heißt es in Art. 6 V: `Militaristische und revanchistische Propaganda in jeder Form, Kriegshetze und Bekundung von Glaubens-, Rassen- oder Völkerhaß werden als Verbrechen geahndet.' Da findet offensichtlich die Meinungsfreiheit ihr Ende. Aber Reimann hatte ja nicht militaristische, sondern antimilitaristische Propagandazettel verteilt, also ganz im Sinne der Verfassung gehandelt.

Der junge Mann aus Görlitz war ehrenamtlich im Evangelischen Jungmännerwerk tätig. Haben ihn die Staatsorgane vielleicht verurteilt, weil er seine Motive religiös begründete und Meinungen, die von der Evangelischen Kirche der DDR schon vor Monaten ungestraft öffentlich von der Kanzel verkündet wurden, auf seine Weise weiterverbreitete? Die Einführung des Wehrkundeunterrichts war für Reimann wie für seine Kirche vor allem eine Gewissensfrage. In der DDR-Verfassung steht aber in Art. 20 I 2: 

`Gewissens- und Glaubensfreiheit sind gewährleistet.'

Die Kirchenleitung in Görlitz hatte sich bereiterklärt, für das Verfahren, das unter Ausschluß der Öffentlichkeit stattfand, einen Rechtsanwalt zu stellen. Reimann aber wollte den Anwalt von seinen eigenen Ersparnissen bezahlen. Er hätte sich das sparen können. Ein Anwalt, der nicht einmal die Einhaltung der Verfassung vor Gericht durchsetzen kann, ist sein Geld nicht wert. Und eine Verfassung, welche die Rechte eines Bürgers nicht schützt, taugt auch nichts."

Anmerkung hierzu: Art. 19 I 1 Verf-DDR lautete:

"Die Deutsche Demokratische Republik garantiert allen Bürgern die Ausübung ihrer Rechte ... ."

Fazit: Es bedeutete für den unrechtmäßig Verurteilten keinen Unterschied ob ihm im Namen oder Geiste des Führers oder der Arbeiterklasse Unrecht getan wurde, auch wenn dafür dann der Name des Volkes mißbraucht worden ist.

Wenn im Namen des Führers oder der Arbeiterklasse von den Richtern aus ideologischen Gründen heraus Unrecht geschah, dann war der Irrtum meist systembedingt, und auf eine Änderung im nächsten Urteil war nicht zu hoffen. Da waren die Richter dann Überzeugungstäter - was sie bei ihren Angeklagten als Uneinsichtigkeit geißelten. 

Das brachte 1989 in den von der „Heldenstadt Leipzig“ ausgehenden Montagsdemonstrationen in allen größeren Städten der DDR Zehntausende auf die Straße - und so das SED-System zum Einsturz: Was lange gärt, wird endlich Wut! Nach der Solidarnosc-Bewegung in Polen und dem von Gorbatschow eingeleiteten Umbau der UdSSR und der damit einhergehenden Verunsicherung der SED-Kader gab es plötzlich die Chance der Demonstrationsfreiheit, und die wurde genutzt. Der meiner Meinung nach tiefste Grund für das Scheitern der (Ex-)DDR lag - neben den systembedingten wirtschaftlichen Schwierigkeiten - darin, daß es an Rechtsstaatlichkeit letztlich völlig mangelte. Ungehemmt waren Recht und Freiheit zertreten worden. Dafür wurden diejenigen, die nicht aufbegehrten, umsorgt, wodurch sich in großen Teilen der Bevölkerung eine „Vollkasko-Mentalität“ ausbildete. Die FAZ formulierte: „Die vormundschaftliche Wärme des SED-Staates ist durch die Verwesung persönlicher Freiheit entstanden.“ 

4 Ideologiebedingtes Geschichts-, Gesellschafts- und Rechtsverständnis

4.1 Aus der Verfassung der (Ex-)DDR ersichtliches kommunistisches Gesellschaftsverständnis

Die in den vorstehenden Beispielsfällen zum Ausdruck gekommene Haltung der (Ex-)DDR gegenüber ihren kritischen Bürgern wurzelte in ihrem Geschichts-, Rechts- und Klassenverständnis, dem ideologischen Überbau XE "Überbau, ideologischer"  nach der marxistisch-leninistischen Theorie. Danach lief jede gesellschaftliche Entwicklung, folglich auch die unsere, unentrinnbar auf den kommunistischen Endzustand zu. Nach dem Zusammenbruch der inzwischen real untergegangenen kommunistischen Systeme fast überall in der Welt braucht über den Unsinn dieser These nicht mehr gestritten zu werden. Aber von diesem Gesellschaftsverständnis legte die Verfassung der (Ex-) DDR ein beredtes Zeugnis ab, wenn man ihren Wortlaut genau seziert. Das soll auch nachfolgend mit einigen ihrer Bestimmungen getan werden, um aufzuzeigen, wie man mit juristisch gedrechselten Formulierungen seine Ziele verdecken kann. U.a. wegen dieses Lerneffekts lohnt sich ein nachträglicher Blick auf diese das Volk unterdrückt habende Verfassung, wie ja aus diesem Grund auch aufgezeigt worden war, wie die Nazis das deutsche Volk juristisch unter Kuratel gestellt und seiner Rechte beraubt hatten. Formal war alles fast immer in Ordnung gewesen. Auf den rechtsstaatlich-demokratischen Anstrich hatte man immer sehr viel Mühe verwandt. Man glaube aber nie dem demokratischen Anschein des ersten Blicks! Das wäre auch nur ein jederzeit widerlegbarer „Prime-facies-Beweis“ (Beweis des ersten Anscheins), wie er im Zivilrecht zum Tragen kommt. Auch wenn sich die (Ex-)DDR im Staatsnamen "demokratisch" nannte, so handelte es sich dabei doch nur um eine "Volksdemokratie" der hinlänglich berüchtigten Art, in der vom Staat begangene Verbrechen bis hin zum kaltblütigen Mord zum Herrschaftssystem gehörten. 

Aus der Verfassung der (Ex-) DDR ersichtliches kommunistisches Gesellschaftsverständnis
Es sollen hier nicht alle Kommunisten über einen Lenin geschlagen werden, denn von der durch Rechtsradikale 1919 in Berlin ermordeten Kommunistin und Mitbegründerin der KPD Rosa Luxemburg stammt das programmatische Wort:

"Freiheit ist immer die des Andersdenkenden!"

Doch war dieses Gedankengut nie oder jedenfalls nicht längere Zeit Realität geworden, wenn Kommunisten durch eine Revolution an die Macht gekommen waren. Es wurde dann die Ideologie der jeweiligen Staatspartei ungeniert zum für alle verbindlichen Sittengesetz erhoben. Kritische Meinungen Andersdenkender sind trotz schutzversprechender Grundrechte von den unterschiedlich ausgeprägten kommunistischen Systemen immer unterdrückt worden, weil sie von dort als Bedrohung des eigenen Herrschaftsanspruchs gewertet worden sind. Darum gab es in kommunistischen Staaten u.a. keine Opposition - oft nicht einmal eine innerparteiliche "Fraktion" -, keine freien und geheimen Wahlen mit der Chance zum Machtübergang auf eine andere politische Gruppierung - obwohl Dubcek das in der CSSR im "Prager Frühling" 1968 hatte versuchen wollen; deswegen war er ja auch durch Einmarsch der sowjetischen Kommunisten unter Mithilfe der "Brudervölker" wie der (Ex-)DDR in die CSSR gestürzt worden - und keine Gewaltenteilung in gesetzgebende, vollziehende und rechtsprechende Gewalt mit weitgehenden gegenseitigen Kontrollmöglichkeiten ("balance of power"). So war es auch in der (Ex-)DDR gewesen. 

4.2 Untersuchung ausgewählter Artikel der DDR-Verfassung

4.2.1 Führungsanspruch der SED mit Verfassungsrang festgeschrieben; keine Chance zum Machtwechsel

Die Verfassung der (Ex-)DDR hatte in Art. 1 I bestimmt:

Führungsanspruch der SED mit Verfassungsrang festgeschrieben; keine Chance zum Machtwechsel
"Die Deutsche Demokratische Republik ist ein sozialistischer Staat der Arbeiter und Bauern. Sie ist die politische Organisation der Werktätigen in Stadt und Land unter Führung der Arbeiterklasse und ihrer marxistisch-leninistischen Partei."

Diese Formulierung schloß einen Machtwechsel aus. Der Führungsanspruch der SED war so mit Verfassungsrang festgeschrieben worden. Parteistatut und Programm der SED hatten dadurch indirekt ebenfalls Verfassungsrang erhalten. Eine Chance zum Machtwechsel - ein demokratisches Fundamentalprinzip - war nicht möglich gewesen. Nie hatte es in der (Ex-)DDR freie Wahlen gegeben. Das war mit der Bildung der Einheitsliste und dem vor den Wahlen XE "Wahlen"  von vornherein festgelegten Schlüssel der Mandatsverteilung zugunsten der SED und ihrer Massenorganisationen verhindert worden. Die als bloßes „Stimmvieh“ für einen demokratischen Anstrich missbrauchten Bürger sprachen selber vom „Faltengehen“, dem Einwerfen des durch kein Kreuzchen veränderten, nur noch gefalteten Stimmzettels in die Wahlurne. Wer die Wahlkabine betrat, machte sich verdächtig, wer - weil er sich zu schade für diese Wahlfarce war - nicht wählte, entlarvte sich als Staatsfeind und konnte so die Zukunftschancen seiner Kinder in diesem Staat gegen Null bringen.
 Und paßte das Wahlergebnis trotz faktischen Zwanges zur offenen Stimmabgabe dann noch immer nicht in das vorgegebene Bild, so wurde es durch Wahlfälschungen XE "Wahlfälschungen"  zurechtgelogen. Nach Aussage des ehemaligen Dresdner Oberbürgermeisters Berghofer in seinem Wahlfälscher-Prozeß ist seit 1950 jede(!) Wahl in der (Ex-)DDR gefälscht worden! 

4.2.2 Wahlen nach demokratischem und nach "volksdemokratischem" Verständnis

Wahlen nach demokratischem und nach "volksdemokratischem" Verständnis
Nach bürgerlichem Demokratieverständnis sind Wahlen XE "Wahlen"  Zahltage: Es werden Rechnungen beglichen und neue Kredite ausgegeben - eventuell an die Konkurrenz. Nicht so in "Volksdemokratien". „Volksdemokratien“ haben zu freien Wahlen ein Verhältnis, wie die Inquisition zu den von ihnen geglaubten Hexen: Wie die Inquisition der Hexerei verdächtigte Frauen für Teufelswerk hielt und auszurotten trachtete, so hielten und halten angebliche Volksdemokratien freie Wahlen für Teufelswerk, das es mit allen Kräften zu bekämpfen gilt. So auch die SED in ihrem Herrschaftsbereich: Alle Tricks, die für Manipulationen angewandt werden können, wurden angewandt. Und wenn das immer noch nicht reichte, um an 99% angeblicher Zustimmung zum Herrschaftssystem der Parteidiktatur der SED heranzukommen, dann wurde das Ergebnis gnadenlos gefälscht, bis es dem in zu erreichenden Prozent angeblicher Zustimmung vorgegebenen Wunschbild der Parteiführung entsprach. Nach Aussage des ehemaligen Dresdner Oberbürgermeisters Berghofer in seinem Wahlfälscher-Prozeß ist seit 1950 jede(!) Wahl in der (Ex-)DDR gefälscht worden! Und nicht nur von ihm! 

"Berghofer: SED befahl die Wahlfälschung

dpa Dresden. Der frühere SED-Oberbürgermeister Wolfgang Berghofer hat am ersten Prozeßtag vor dem Bezirksgericht Dresden gestanden, die Ergebnisse der DDR-Kommunalwahl im Mai 1989 gefälscht zu haben. Der 48jährige betonte jedoch, er habe auf Weisung der Partei gehandelt. Dabei beschuldigte er unter anderem den damaligen SED-Bezirkschef Hans Modrow und den Mitangeklagten, den früheren 1. Sekretär der SED-Stadtleitung Werner Moke.

Den Angeklagten wird vorgeworfen, die Zahl der Gegenstimmen bei der letzten Kommunalwahl vor der Wende von tatsächlich zwölf auf 2,5 Prozent gesenkt zu haben. Gleichzeitig sei die Wahlbeteiligung um acht auf 98 Prozent heraufmanipuliert worden.

... Nach seiner Darstellung war am Abend vor der Wahl in einer Beratung mit Modrow, Moke und einem anderen Funktionär entschieden worden, wie das Ergebnis auszusehen habe. ..."  

(Harburger Anzeigen und Nachrichten 08.01.92)

"Modrow angenehm überrascht

rtr/afp Dresden - Das Dresdner Landgericht hat den PDS-Bundestagsabgeordneten und früheren Bezirkschef von Dresden, Hans Modrow, wegen Anstiftung zur Wahlfälschung verurteilt und verwarnt. Die 3. Große Strafkammer befand Modrow gestern für schuldig, am 7. Mai 1989 Manipulationen am Ergebnis der DDR-Kommunalwahlen veranlaßt zu haben. ...

  Auch seine drei Mitangeklagten ... wurden mit der mildestmöglichen Strafe der Verwarnung belegt. Alle vier erhielten zudem Geldstrafen, die für ein Jahr zur Bewährung ausgesetzt sind, und müssen innerhalb eines halben Jahres Bußen an eine gemeinnützige Organisation zahlen ...

  Die Schuld Modrows und seiner Mitangeklagten liege "an der unteren Grenze", sagte Richter Rainer Lips in der Urteilsbegründung. Sie seien Täter und Opfer zugleich gewesen. Nach Ansicht der Kammer hatte sich Modrow bei der SED-Spitze in Berlin vor der Wahl um `reale Ergebnisse' bemüht. Diese seien ihm aber verwehrt worden.

  Aus Dokumenten ergebe sich, befand das Gericht, `der deutliche Beleg, daß von ganz oben eine Wahlfälschung angeordnet worden ist'. Am Wahltag habe unter den Angeklagten Einigkeit geherrscht, `daß manipuliert werden mußte, um die Vorgaben der Zentrale zu erfüllen'. Es habe unter den Angeklagten die Überzeugung vorgeherrscht, `nicht an falscher Stelle den Helden zu spielen'. Modrow, der spätere DDR-Ministerpräsident, sei bereits vor den Kommunalwahlen in die Schußlinie des SED-Politbüros geraten.

  Der Richter sagte, das Gericht sei dem Urteil gegen den früheren Dresdner Oberbürgermeister Wolfgang Berghofer gefolgt. Die Strafzumessung habe aber `größtes Kopfzerbrechen' bereitet. Es könnten nicht heutige Maßstäbe an gestrige Verhältnisse angelegt werden. Berghofer war 1992 wegen Fälschung der Kommunalwahlen zu einer Freiheitsstrafe von einem Jahr auf Bewährung verurteilt worden. Diesen Urteilsspruch haben inzwischen der Bundesgerichtshof und das Bundesverfassungsgericht bestätigt.

  Mit seinem Urteil blieb das Gericht weit unter den Strafanträgen der Staatsanwaltschaft, die Haftstrafen beantragt hatte. Staatsanwalt Ulrich Meinerzhagen kündigte Rechtsmittel gegen das Urteil an. Die Verteidigung hatte Freisprüche verlangt.

  Modrow zeigte sich angenehm überrascht von dem Urteil. Die Verwarnung ist keine Vorstrafe. Der PDS-Ehrenvorsitzende wurde vor dem Gerichtsgebäude von einer jubelnden Menge mit roten Nelken und Kampfliedern wie der Internationalen begrüßt."  (HH A 28.05.93)

Es gibt immer Leute, die nichts dazulernen, weiter kommunistische Kampflieder singen und die in PDS umbenannte SED-Nachfolgerin wählen werden!

Der BGH hat das - im Vergleich zu den Urteilen aus den anderen Wahlfälscherprozesse zu milde Urteil - nicht bestätigt, sondern aufgehoben. Es musste ein „gerechteres“ Urteil gefunden werden.

Schon vor der Gründung der (Ex-)DDR am 07.10.1949 war auf der 22. Tagung des Parteivorstandes der SED am 04.10.1949 gefordert worden, nur noch Einheitslisten mit (genauem, vorher festgelegtem) Verteilungsschlüssel zuzulassen. Gerhart Eisler forderte: „... wenn wir eine Regierung gründen, geben wir sie niemals wieder auf, weder durch Wahlen noch andere Methoden.“ Das anhaltende mangelnde Demokratieverständnis der die (Ex-)DDR regiert habenden SED-Kommunisten hatte später ihr Chef-Agitator „Schluder-Ede“ Karl-Eduard von Schnitzler anläßlich der Volkskammerwahl 1968 auf die Formel gebracht: 

"Mit unserer Opposition setzen wir uns nicht in den Parlamenten und an den Wahlurnen auseinander, sondern vor den Gerichten unserer sozialistischen Justiz."

"Ihr seid mir ja scheene Demokraden!", hatte der sächsische König 1918 nach seiner erzwungenen Abdankung gesächselt, als ihn das Volk bei seinem Weggang mit Ovationen verabschiedete. Der Satz galt, wenn man es sehr zurückhaltend charakterisieren will, bei solchen dokumentierten Ansichten wie der des Chef-Agitators der SED auch für die Schein-Demokraten der Volksdemokratien. Für eine schärfer formulierte Beurteilung der in dem vorstehenden Ausspruch des SED-Agitators zum Ausdruck kommenden Demokratiedefizite des SED-Staates kann auf das Wort des in dem „Arbeiter- und Bauernstaat“ sicher nicht vollständig publizierten „Arbeiter-Dichters“ Frank Wedekind zurückgegriffen werden:

„Wer das freie Wort nicht ohne

Zittern mehr vernehmen kann,

Stellt sich hinter die Kanone

Und davor den Untertan.“

Meinungs-, Presse- und Versammlungsfreiheit und das Recht auf allgemeine, freie, gleiche und geheime Wahlen sind für eine Demokratie, die diesen Namen verdient, sich gegenseitig bedingende unverzichtbare existentielle Rechte.

Auf die Qualität einer Regierung wirkt nur die Bedrohung ihrer Existenz durch eine zu sofortiger Machtübernahme auf Zeit bereite Opposition und die Möglichkeit des Machtentzugs durch den Wähler. Nur so können gravierende Fehlentwicklungen vom Entscheidungssystem her verhindert werden. Kaum überspitzt formuliert ist kommunistische Herrschaft somit institutionalisierter Irrtum. 

„Von was für Pfeifen haben wir Pfeifen uns regieren lassen!“, stellte nachträglich Jens Reich, der ostdeutsche Gegenkandidat zu Roman Herzog bei der Bundespräsidentenwahl, fest, als die stündliche Bedrohung durch das MfS abgeschafft war. Das auf ihrer politischen Geheimpolizei MfS als „Schild und Schwert der Partei“ aufgebaute Herrschaftssystem der SED hatte diese den anderen deutschen Staat regierenden „Pfeifen“ hervorgebracht und deren Macht zementiert.

Diktaturen organisieren den Jubel - Demokratien die Möglichkeiten zu Kritik und Machtwechsel durch Wahlen. Diese Möglichkeiten prinzipiell offenzuhalten und zu kanalisieren fällt in den Bereich des Verfassungsrechts. Dort werden die Grundentscheidungen für die rechtliche Ausgestaltung des jeweiligen Staatswesens getroffen. Darum sind verfassungsrechtliche Fragen immer auch Machtfragen! Das Anliegen der SED war es nun gerade, aus Gründen des Machterhaltes freie Wahlen mit der Gefahr eines Machtwechsels zu verhindern. Darum war in Art 1 I Verf-DDR der Führungsanspruch der SED ganz bewußt festgeschrieben worden.

4.2.3 Trotz offenen Wortlauts Grundrechte nur in den engen Grenzen kommunistischer Ideologie

Grundrechte nur in den engen Grenzen kommunistischer Ideologie
Auch in der Verfassung der (Ex-)DDR waren, wie im Grundgesetz, Glaubens- und Gewissensfreiheit vom Wortlaut (aber nicht von der Realität) her ohne Einschränkung gewährt worden. Doch die beispielhafte Fallsammlung zu Anfang des Kapitels zeigte, daß es damit nicht weit her war. Ein weiteres Beispiel für die Behinderung der Glaubens- und Gewissensfreiheit war die für alle Männer bestehende generelle Verpflichtung zur Ableistung des Wehrdienstes. Eine wie problematisch auch immer geregelte Möglichkeit zur Ableistung eines Zivildienstes gab es unter der Herrschaft der SED nicht. 

(In diesem Punkt bestand kein Unterschied zur Demokratie der Schweiz, die erst seit den 80erJahren eine Verweigerung des Wehrdienstes aus Gewissensgründen sehr zögerlich eröffnet hat. Bis dahin war - jedenfalls offiziell - der Standpunkt vorherrschend: Wer den Schutz der staatlichen Gemeinschaft genießen wolle, müsse seinen eigenen Beitrag dazu leisten und durch seinen Wehrbeitrag die Abwehrbereitschaft des Staates stärken.)

4.2.4 Meinungs- und Versammlungsfreiheit in der (Ex-)DDR als Verfassungstheorie und Verfassungswirklichkeit

Meinungs- und Versammlungsfreiheit in der (Ex-)DDR 

Viele andere Grundrechte standen in der (Ex-)DDR unter einem ganz spezifischen verfassungsmäßigen Vorbehalt XE "Vorbehalt, verfassungsmäßiger" . Exemplarisch seien die vom BVerfG als "für eine Demokratie schlechthin konstitutiv" angesehenen Grundrechte der Meinungs- und Versammlungsfreiheit XE "Meinungs- und Versammlungsfreiheit"  herausgegriffen und ihre Regelung in der Verfassung der (Ex-)DDR näher untersucht. Hierdurch wird dann die juristische Aufarbeitung der Eingangsfälle dieses Kapitels möglich.

"DDR-Systemkritiker zu einem Jahr Haft verurteilt

BERLIN, 8. März (Reuter). Ein Ostberliner Gericht hat nach Angaben aus Kirchenkreisen den Herausgeber einer Untergrund-Zeitschrift, André Theil, zu einem Jahr Haft verurteilt. Wie am Dienstag in Ost-Berlin weiter bekannt wurde, erging das Urteil schon vorige Woche. Theil hatte zusammen mit dem Fernmeldemechaniker Peter Scharf (32) auf dem Hof der Ost-Berliner Zions​kirche Flugblätter mit der Forderung nach völliger Pressefreiheit in der DDR verteilt. Scharf war dafür zu zehn Monaten Freiheitsstrafe verurteilt worden."  (FAZ 09.03.88)

Art. 27 Verf-DDR

„(1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht, den Grundsätzen dieser Verfassung gemäß seine Meinung frei und öffentlich zu äußern. Dieses Recht wird durch kein Dienst- oder Arbeitsverhältnis beschränkt. Niemand darf benachteiligt werden, wenn er von diesem Recht Gebrauch macht.

(2) Die Freiheit der Presse, des Rundfunks und des Fernsehens ist gewährleistet."

Eigentlich erstaunlich, daß es dann keine andere als die SED- und damit Staatsmeinung in den Massenmedien der (Ex-)DDR zu z.B. dem Truppeneinmarsch der 5 Warschauer-Pakt-Staaten in die CSSR 1968 und den Überfall der UdSSR auf Afghanistan 1979 gegeben hatte!?!

Pressefreiheit XE "Pressefreiheit"  gab es trotz ihrer ausdrücklichen Proklamation in der Verfassung des "Arbeiter- und Bauernstaates" nicht: So wurden z.B. Kirchenzeitungen ständig der Zensur unterworfen. Absätze oder ganze Artikel mußten immer wieder gestrichen werden, um in den staatlichen Druckereien eine Druckerlaubnis und - als zweite Sicherungsmaßnahme gegen die in der Verfassung garantierte Pressefreiheit - die erforderliche Papierzuteilung zu erhalten. Für ein staatliches Druckverbot der SED-Regierung genügte z.B., daß ein Bischof von einem Redakteur mit dem Satz zitiert worden war, die (Ex-)DDR benötige einen Sozialismus "mit menschlichem Antlitz". Im März 1988 wurde sogar das Erscheinen der sowjetischen Zeitschrift "Neue Zeit" für drei Monate verhindert, im November 1988 die Verbreitung der sowjetischen Zeitschrift "Sputnik" wegen ihrer angeblich verfälschenden Darstellung der von Stalin zu verantwortenden Verbrechen verboten. Die Freiheit der Presse wurde entgegen der Verfassung also nicht nur gegenüber inneren und äußeren deutschen „Staatsfeinden“ eingeschränkt, sondern auch gegenüber politisch mißliebigen Pressepublikationen des "sowjetischen Brudervolkes", das in einigen seiner eigenen Zeitschriften innerstaatlich mit den Verbrechen des Führers ihres eigenen Volkes abgerechnet hatte. Das war Pressefreiheit à la (Ex-)DDR. Dabei hieß die offizielle Propaganda jahrzehntelang immer: "Von der Sowjetunion lernen heißt: siegen lernen!"

Ähnlich rigide handhabte die SED die vorgebliche Meinungs-, Demonstrations- und Versammlungsfreiheit. XE "Versammlungsfreiheit"  Wir hatten schon an den Beispielen der "Weißen Kreise" und der Behandlung ihrer Mitglieder durch das MfS gehört, wie wenig ernst die Machthaber und ihre "Organe" die von ihnen zu verantwortende Verfassung genommen hatten. Dort hatte nämlich gestanden:

Art. 28 Verf-DDR

„(1) Alle Bürger haben das Recht, sich im Rahmen der Grundsätze und Ziele der Verfassung friedlich zu versammeln.

(2) Die Nutzung der materiellen Voraussetzungen zur unbehinderten Ausübung dieses Rechts, der Versammlungsgebäude, Straßen und Kundgebungsplätze, Druckereien und Nachrichtenmittel wird gewährleistet."

Art. 30 Verf-DDR

„(1) Die Persönlichkeit und Freiheit jedes Bürgers der Deutschen Demokratischen Republik ist unantastbar.

(2) Einschränkungen sind nur im Zusammenhang mit strafbaren Handlungen oder einer Heilbehandlung zulässig und müssen gesetzlich begründet sein."

Die juristische Delikatesse in der Formulierung des Art. 27 Verf-DDR bestand in den Worten: "... den Grundsätzen dieser Verfassung gemäß ...", und in Art. 28 Verf-DDR lautete der verfassungsmäßige Vorbehalt bei der eingeschränkten Gewährung der Grundrechte: "... im Rahmen der Grundsätze und Ziele der Verfassung ..."

Eine schon durch die Verfassung selbst vorgesehene Einschränkung von Grundrechten ist nicht unüblich. Auch das Grundgesetz gewährt die meisten Grundrechte unter einem sogar nur einfachgesetzlichen Vorbehalt. Ein nicht mehr ganz aktuelles Beispiel für eine nachträgliche, nicht nur einfachgesetzliche, sondern sogar verfassungsrechtliche (mindestens faktische) Einschränkung eines Grundrechts ist der Parteienkompromiß um die Änderung des in Art. 16 GG bisher auf Grund der Verfolgungen Unschuldiger durch das NS-Regime bislang schrankenlos geregelten Asylrechts durch den neu hinzugefügten Artikel 16 a GG. 

4.2.5 Verfassungsrechtliches System als Unterdrückungsinstrument gegen Oppositionelle

Verfassungsrechtliches System als Unterdrückungsinstrument gegen Oppositionelle
Das besondere an der Formulierung der DDR-Verfassung war aber, daß durch diese Verfassung keine Meinungsvielfalt und damit keine pluralistische Gesellschaft garantiert worden war. Bei der Interpretation solcher einschränkenden Formulierungen wie in den Artikeln 27 und 28 Verf-DDR mußte immer Art. 1 Verf-DDR mitgelesen und mitgedacht werden. Weil dort die unveränderbare sozialistische Staatsausrichtung unter Führung der Arbeiterklasse und ihrer marxistisch-leninistischen (Kader-)Partei bei der Neuformulierung der Verfassung 1968 festgeschrieben und in die zuletzt gültige Überarbeitung von 1974 übernommen worden war, handelte es sich im Gegensatz zum Grundgesetz nicht um eine politischen Entwicklungen gegenüber offene Verfassung. Die teilweise unverfänglich klingenden Formulierungen über die angebliche Gewährung von Grund- und Menschenrechten erfuhren ihre Relativierung bis zur Aufhebung durch ihre Einbettung in den Gesamtzusammenhang der kommunistischen Ideologie. 

Das Grundgesetz gestattet, für den Kommunismus zu demonstrieren, unsere Polizei gestattete es vor der Wiedervereinigung manchmal nicht. Sie wurde aber in solchen Fällen durch die Verwaltungsgerichte und das Bundesverfassungsgericht belehrt, was Rechtens ist. 

In der (Ex-)DDR ergaben sich 40 Jahre lang so gut wie keine Probleme, wenn man dort für den Kommunismus demonstrierte, auch nicht mit den "Organen" der uniformierten Polizei und dem Ministerium für Staatssicherheit. Als aber am 17.01.88 der Liedermacher Krawczyk, seine Frau Freya Klier, Wolfgang und Regine Templin, Bärbel Bohley, Werner Fischer und Ralf Hirsch, alle Mitglieder der "Initiative für Frieden und Menschenrechte", anläßlich einer Liebknecht-Luxemburg-Demonstration Transparente mit dem Luxemburg-Wort: 

"Freiheit ist immer die des Andersdenkenden!"

im Festzug entrollten, wurden sie verhaftet und - vor die Alternative langjähriger Haftstrafe oder Ausbürgerung XE "Ausbürgerung"  gestellt - nach abgenötigter Entscheidung ausgebürgert und in die Bundesrepublik abgeschoben. Wer aus Sympathie mit den Ausgebürgerten in einen Hungerstreik getreten war, ist ebenfalls verhaftet, ausgebürgert und abgeschoben worden. (Art. 19 IV Verf-DDR sah entgegen Artikel 9 der UNO-Charta der Menschenrechte den Entzug der DDR-Staatsbürgerschaft vor und überließ dessen nähere Ausgestaltung dem Gesetzgeber. Vergleiche aber dazu Art. 16 I 1 GG!)

Das Grundgesetz gestattet aber auch, gegen den Kommunismus zu demonstrieren. Da gab es bei uns nie Pro​bleme mit der Polizei und dem Verfassungsschutz. 

In dem Geltungsbereich der DDR-Verfassung war es aber nie gestattet, gegen den Kommunismus zu demonstrieren, nachdem es schon nicht gestattet war, mit ungenehmigten Parolen auf der Luxemburg-Demonstration für ihn zu demonstrieren.

Diese - unsere Verfassung auszeichnende - Offenheit nach beiden Seiten kannte die DDR-Verfassung nicht. Es lebe der kleine Unterschied!

In der (Ex-)DDR gab es demokratische Grundrechte und Rechtssicherheit im politischen Bereich nur für die, die jubelten oder sich zumindest angepaßt verhielten. Wer kritiklos jubelte, empfand keine Ketten, und auch wer sich nicht rührte, spürte seine Ketten kaum. Der Bundestagsabgeordnete Keller (PDS/Linke Liste) in einem Redebeitrag im Bundestag:

"Ich muß zur Kenntnis nehmen, Herr Eppelmann, daß Sie davon gesprochen haben, daß die DDR lebenslanger Knast gewesen ist. Wenn Sie das für sich und für viele, die Sie kennen, so einschätzen, nehme ich Ihnen das ab. Aber Sie und ich haben nicht das Recht, für alle zu sprechen. ... ich habe nicht im Gefängnis gelebt, und ich habe mich auch nie so gefühlt. ..."  

(Das Parlament 24.06.94)

Eine Diktatur - nicht nur die des Proletariats - organisiert den Jubel, eine Demokratie, die diesen Namen verdient, wird u.a. durch den Ausspruch des französischen Philosophen Voltaire (1694 - 1778) gekennzeichnet:

"Ich bin zwar nicht Ihrer Meinung, aber ich lasse mich dafür in Stücke reißen, daß Sie Ihre Meinung frei und ungehindert sagen können."

Von dieser geistigen Toleranz waren die Machthaber der (Ex-)DDR Lichtjahrtausende entfernt. 

Die (Ex-)DDR-Bürger hatten zwar in bezug auf das Recht der Versammlungs- und Demonstrationsfreiheit - theoretisch - eine leichte Besserstellung gegenüber den Zuständen in Deutschland vor einigen Jahrhunderten erfahren. So hatte der Rat der Stadt Rothenburg 1778 verboten, in den Gasthäusern und auf den öffentlichen Plätzen über Angelegenheiten des Gemeinwesens zu diskutieren, 

"... wie es überhaupt und zu allen Zeiten unanständig und unzulässig ist, wenn Privat=Personen über Staats=Geschäfte und Begebenheiten freye, übereilte, unzeitige, auch zuweilen partheyische Urtheile zu fällen sich herausnehmen."

Und der preußische Minister des Inneren hatte 1838 auf Beschwerden anläßlich der Entlassung der „Göttinger Sieben“ wegen ihres Protestes gegen die Aufhebung der Verfassung des Königreichs Hannover aus ähnlich obrigkeitlichem Geist heraus geantwortet:

„Es ziemt dem Untertanen, seinem König und Landesherren schuldigen Gehorsam zu leisten und sich bei der Befolgung der an ihn ergehenden Befehle mit der Verantwortlichkeit zu beruhigen, welche die von Gott eingesetzte Obrigkeit dafür übernimmt; aber es ziemt dem Untertanen nicht, die Handlungen des Staatsoberhauptes an den Maßstab seiner beschränkten Einsicht anzulegen und sich in dünkelhaftem Übermute ein öffentliches Urteil über die Rechtmäßigkeit derselben anzumas​sen.“

Die (Ex-)DDR-Bürger durften wenigstens auf den Straßen zusammenkommen und die weisen Beschlüsse der SED-Führung beklatschen, denn "die Partei, die Partei hat immer Recht", hieß es in einem kommunistischen Kampflied, das - und andere - mit den Blauhemden der FDJ-Jugendorganisation zu singen sich der bundesrepublikanische Liedermacher Hannes Wader in beispielloser, schon ekelerregender Kritiklosigkeit nicht geniert hatte.

Man durfte die Beschlüsse der Partei beklatschen. Doch selbst für etwas so Erstrebenswertes und Ideologiefreies wie für den Frieden durfte man in der DDR nicht demonstrieren, wenn diese Demonstration nicht von staatlichen oder anderen Massenorganisationen abgehalten und damit kontrolliert wurde.

Kritik an den politischen Zuständen in der (Ex-)DDR dagegen aber war freiheits- und wegen der schlechten Ernährung, der mangelhaften medizinischen Versorgung und der Zwangsarbeit an überalterten Maschinen bei überhöhten Normen in den DDR-Gefängnissen auch zumindest gesundheitsgefährdend. Wieviele Lebensentwürfe sind wegen der in den über jeden Bürger geführten Kaderakten festgehaltenen Abweichungen von den Meinungen der Staatspartei durch die Vorgängerin der PDS, die SED, behindert oder vernichtet worden! U.a. darum ist vom Bundestag ja auch das SED-Unrechtsbereinigungsgesetz beschlossen worden.

Die Bürger waren von den Machthabern in ihrem geschlossenen Erziehungsheim (Ex-)DDR eingemauert und, durch diese Massenfreiheitsberaubung verursacht, in entwürdigender Unmündigkeit gehalten worden. Wenn dann Eingemauerte aufzubegehren wagten, wurde das "Gesetzessystem" - von "Rechts"system mag und kann man da nicht sprechen - als Unterdrückungssystem eingesetzt. Grundrechte galten nichts. Kein Gericht fiel einer übermütigen Verwaltung in den Arm. Willkür und Machtmißbrauch konnten nicht abgewehrt werden, denn der Bürger hatte keine Möglichkeit, gegen den Staat zu klagen. Wer Schwierigkeiten bereitet hatte, war von dem MfS in Haft genommen worden. Das MfS XE "MfS"  sicherte nicht den Staat, sondern  als " Schild und Schwert der Partei" mit zuletzt einem finanziellen Aufwand von 3,6 Mrd. Mark jährlich „mit der Arroganz der nicht legitimierten Macht“ (Gauck) die Diktatur der SED. Das MfS, die von Gerichten unkontrolliert agierende Geheimpolizei der SED,

„verhaftete und folterte ‘neben‘ seinen Geheimdienstaufgaben politisch Mißliebige; es steuerte Gerichtsverfahren, legte Urteile vorab fest; es war unkontrolliertes Untersuchungsorgan, insbesondere bei ‘politischen‘ Straftaten von Gewicht; es entzog NS-Mörder der Strafverfolgung. Das MfS brach permanent Verfassung und Gesetze seines Landes, tastete millionenfach die Menschenwürde von DDR-Bürgern an, bestahl sie, drang in ihre Intimsphäre ein, zersetze Freundeskreise, zerstörte Persönlichkeiten und ruinierte massenhaft Lebensläufe. 

Die Geheimpolizei der Politbüro-Diktatur war Devisen- und Technologiebeschaffer, mit großem Ehrgeiz und weniger großen Erfolgen auch Frühwarnstation und Reparaturbetrieb der ostdeutschen Mangelwirtschaft. Die Staatssicherheit war ‘Ideologiepolizei‘, Vertuschungsbrigade bei allen unliebsamen Vorkommnissen, geheimer Akteur im ‘Sicherungsbereich Literatur‘ und beim Doping. ‘Neben‘ seiner Geheimdiensttätigkeit war das MfS Chef des Menschenhandels und Bollwerk gegen Freizügigkeit und Ausreisebegehren, durch Vetoposition maßgebend in allen Personal- und Karrierefragen.

Das MfS besaß in der HVA eine Auslandsaufklärung, die massiv und direkt zur Repression gegen die eigene Bevölkerung beitrug. ...“

Das MfS war also Geheimpolizei, Nachrichtendienst und Untersuchungsorgan in strafrechtlichen Ermittlungsverfahren, das jedes Ermittlungsverfahren an sich ziehen konnte. Die Ermittler des MfS setzten bei den Inhaftierten zunächst stets auf die Methode, die Festgenommenen in den Zustand völliger Recht- und Hilflosigkeit zu versetzen. Wichtigstes Mittel war, dem Gefangenen klarzumachen, daß kein Gesetz, kein Anwalt, kein Freund oder Verwandter den Staatssicherheitsdienst daran hindern konnte, den Inhaftierten so lange - manchmal auch jahrelang - festzuhalten, bis das MfS die von ihm angestrebte Aussage erhielt. Die Vernehmer übten psychische Folter aus. Ohne das Recht auf Aussageverweigerung, auf die Rücksprache mit einem selbstgewählten Anwalt des eigenen Vertrauens und die Begrenzung der Untersuchungshaft auf eine absehbare Frist gelang es fast immer, den Inhaftierten innerhalb weniger Tage das Gefühl völliger Ausweglosigkeit zu geben.

5 Volksdemokratien mangelt es an Rechtsstaatlichkeit als Fundament einer echten Demokratie

In der (Ex-)DDR gab es – wie in allen anderen Volksdemokratien XE "Volksdemokratien"  - keine unabhängigen Gerichte, die die Rechte der Bürger gegen den Staat durchgesetzt hätten, ferner keine ausgebaute Verwaltungs-, Finanz-, Sozial- oder Verfassungsgerichtsbarkeit. Somit fehlte der Parteidiktatur der SED, wie jeder anderen Diktatur auch, das Fundament der Rechtsstaatlichkeit - die größte Morgengabe der "Wessis" an die "Ossis", die aber von ihnen nach dem ersten Überschwang zunächst nur schwer angenommen wurde.

Volksdemokratien mangelt es an Rechtsstaatlichkeit
"`Dem Dilemma begegnen'

HA Hamburg - Die strikte Anwendung rechtsstaatlicher Grundsätze läßt ostdeutsche Bundesbürger oft am Rechtsstaat und dessen Gerechtigkeit zweifeln, sagte der Vorsitzende des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages, Horst Eylmann, am Freitag in Hamburg. Er verwies dabei auf die komplizierte Rechtslage bei der Verfolgung und Verjährung von Straftaten. `Was früher die Opfer politischer Denunziation schützen sollte, schützt heute die Täter', sagte der Jurist. Verfassungs- und Strafrechtler bemühten sich darum, einen Ausweg aus dem `Dilemma' zu finden. 

Eher hemmend als fördernd hätte sich auch die `Fülle unserer Gesetze' erwiesen. Die Menschen seien `notwendigerweise verunsichert und überfordert'. Versuchen, das Recht zu vereinfachen, stünden zunehmend kompliziertere Lebensverhältnisse entgegen."  (HH A 24.10.92)

Die Bürgerrechtlerin Bärbel Bohley brachte das von dem Vorsitzenden des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages beschriebene "Dilemma" auf die kurze Formel: "Wir wollten Gerechtigkeit - und erhielten den Rechtsstaat." 

Dankbar sollte sie dafür sein! Denn ohne Rechtsstaat kann es kein ernsthaftes Bemühen um „Gerechtigkeit“ geben. Woran auch immer zu messende „Gerechtigkeit“ kann selbst in einem Rechtsstaat nur möglichst angestrebt werden. Sie wird aber längst nicht immer erreicht! Sie kann auch gar nicht erreicht werden, da sie letztlich nicht allgemeinverbindlich definiert werden kann. Ein leider unbekannt Gebliebener tat den klugen Ausspruch:

„Die Gerechtigkeit ist wie das Licht: Man weiß nicht, was es ist, aber man merkt, wenn es fehlt.“

6 „Amnesty international“ zur Lage der Menschenrechte in der (Ex-)DDR

ai zur Lage der Menschenrechte in der (Ex-) DDR
„Amnesty international“ formulierte in dem schon einmal erwähnten Bericht über die Lage der Menschenrechte in der (Ex-)DDR in der von dieser Institution bekannten abgewogenen Zurückhaltung:

"Obwohl exakte Zahlenangaben nicht möglich sind, gilt, daß viele Menschen in der DDR festgenommen werden, weil sie ihr Recht auf Gewissensfreiheit und freie Meinungsäußerung, Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit sowie ihr Recht, das eigene Land zu verlassen, wahrgenommen haben. Die Gesetze geben den Behörden ein wirksames Mittel zur Inhaftierung gewaltloser politischer Gefangener an die Hand. Die Bestimmungen einiger Gesetze beschränken explizit die Ausübung von Menschenrechten, andere sind so vage formuliert, daß nahezu jede Form unerwünschter politischer Tätigkeit zur Inhaftierung führen kann. In anderen Fällen - insbesondere hinsichtlich des Rechts, das eigene Land verlassen zu dürfen - ist die Ausübung im Rahmen der Gesetze so weit eingeschränkt, daß Personen bei der Wahrnehmung dieses Rechts zwangsläufig gegen Gesetze verstoßen."
 

7 Staatlicher Terror bis zur physischen Vernichtung

Staatlicher Terror bis zur physischen Vernichtung
Es wurden Menschen bei der Wahrnehmung des laut Europäische Menschenrechtskonvention und der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte bestehenden aber trotz der unter diese Konventionen geleisteten Unterschriften vom SED-Staat verweigerten Rechts, das eigene Land verlassen zu dürfen, sogar bewußt umgebracht:

"Schweigend hörte sich der Oberleutnant Wochen später auch eine `Anweisung' an, die sein Chef, Oberstleutnant Josef Bielesch, den MfS-Offizieren der Rostocker Spionageabwehr gab: `Er sagte, wir ersparen uns viel Ärger mit Festnahmen und Vernehmungen, wenn wir mit einem Minensuchboot flüchtende Staatsfeinde in ihrem Paddelboot einfach überfahren. Im Räderwerk bleibe dann nur Kleinholz.'"  (STERN 23/91)

Wer dieser "Anweisung" und anderen wie dem Schießbefehl („Grenzverletzer sind zu vernichten, wenn sie nicht aufzuhalten sind.“) folgte - das MfS stellte in einem inzwischen aufgefundenen internen Papier fest, daß bei der Festnahme von Flüchtlingen zuviel Munition verbraucht worden sein soll, wenn andererseits ein Hund auf 170 m Entfernung mit einem einzigen Schuß niedergestreckt werden könne -, konnte sich selbst nach DDR-Recht nicht auf einen "Befehlsnotstand" berufen, wie es die "Mauerschützen" vergeblich versuchten, denn § 95 StGB-DDR bestimmte unter der Überschrift "Ausschluß des Befehlsnotstandes":

"Auf Gesetz, Befehl oder Anweisung kann sich nicht berufen, wer in Mißachtung der Grund- und Menschenrechte, der völkerrechtlichen Pflichten oder der staatlichen Souveränität der Deutschen Demokratischen Republik handelt; er ist strafrechtlich verantwortlich."

Dieses Beispiel zeigt auch ganz anschaulich die Verlogenheit der offiziellen DDR-Gesetzgebung auf, denn wer nicht danach handelte und in zum Teil sicher unbewußter oder nur vage gefühlter Mißachtung der Menschenrechte - die (Ex-)DDR hatte kein Interesse daran gehabt, ihren Bürgern den Wortlaut der Menschenrechtskonvention (MRK) zugänglich zu machen - als letztes Glied in der Befehlskette einen Flüchtling erschoß, um zu verhindern, daß dieser gemäß Art. 13 Nr. 2 MRK-Konvention:

"Jeder Mensch hat das Recht, jedes Land, einschließlich seines eigenen, zu verlassen ..."

sein Recht auf Verlassen des Arbeiter- und Bauernparadieses wahrnahm - selbst Gott hatte die sündigen Menschen des Paradieses verwiesen, die SED aber wollte sie in ihrem Arbeiter- und Bauernparadies behalten, wenigstens so lange, bis sie aus den Gefängnissen freigekauft wurden -, der wurde nicht, wie es der vorstehend zitierte § 95 StGB-DDR als Schlußfolgerung nahelegt, bestraft, weil ein Befehlsnotstand wegen der vorgehenden Geltung der Menschenrechte ausgeschlossen war, nein, er wurde belobigt und mit einer (Abschuß-)Prämie sowie Sonderurlaub belohnt. 

Und auch dann, wenn kein akuter Flüchtlingsfall vorlag, befaßte sich das MfS mit Mordplänen sogar denen gegenüber, die seiner unmittelbaren Einflußsphäre glücklich entronnen waren:

"Mit dem Geheimbefehl Nr. 107/64 ordnete Stasi-Chef Erich Mielke die Aufstellung der »Arbeitsgruppe Minister/Sicherheit« (AGM/S) an, die für Killeraufträge ausgebildet und ausgestattet wurde. ... Sie erforschte die perfidesten Tötungsmethoden. Sie verfügte über heimtückische Gifte und Psychodrogen. Sie gebot über eine geheime Killertruppe. Neue Zeugenaussagen und Dokumente = (AGM/S) an, die für Killeraufträge ausgebildet AND ausgestattet wurde. ... Sie erforschte die perfidesten Tötungsmethoden. Sie verfügte über heimtückische Gifte und Psychodrogen. Sie gebot über eine geheime Killertruppe. Neue Zeugenaussagen und Dokumentebeweisen, wozu die Stasi fähig war. ... 

`Uns war klar, daß diese Forschungsarbeit eine Anleitung zum perfekten Mord war.' ...

Der Verdacht, daß die Stasi lästige politische Gegner der DDR und gefährlich gewordene Wissensträger per Gift aus dem Weg geräumt hat, ist immer wieder geäußert worden. Nach dem mysteriösen Tod des DDR-Fußballers Lutz Eigendorf beispielsweise, der bei dem Stasi-Club Dynamo Berlin gespielt hatte, sich 1979 in den Westen absetzte und 1983 bei einem Verkehrsunfall in Braunschweig ums Leben kam - nachdem er in seinem Auto durch ein Kontaktgift betäubt wurde, wie heute vermutet wird. Die »Welt« berichtete von »70 handfesten Hinweisen« auf Stasi-Morde im Westen.“ (STERN 11.02.93)

= auf Stasi-Morde im Westen."  (STERN 11.02.93)
"Stasi plante Mord 

dpa Berlin - Die Stasi hat in den 80er Jahren auch die Ermordung des in den Westen geflüchteten Ex-DDR-Grenzsoldaten Werner Weinhold geplant. Das geht aus einem Dokument hervor, das dem Kammergericht in Berlin vorliegt."  (HH A 19.03.93)

8 Staatliches Kidnapping durch "Zwangsadoptionen"

Staatliches Kidnapping durch "Zwangsadoptionen"
Doch zurück zu dem harmloseren ai-Bericht. Was dort nicht erwähnt wurde, ist das staatliche Kidnapping XE "Kidnapping, staatliches" : Wiederholt sind Eltern nach einem mißlungenen Versuch der Republikflucht und anschließender mehrjähriger Haftstrafe ihre Kinder weggenommen und im Wege einer "Zwangsadoption XE "Zwangsadoptionen" " in Ehen "linientreuer" Parteigenossen gegeben worden - teilweise unter Verschweigung der Hintergründe. 

Republikflucht war aber bei weitem nicht das einzige Delikt, das zur Kindesentziehung XE "Kindesentziehung"  geführt hatte. Über tausendmal führte behauptetes "asoziales Verhalten" XE " Verhalten, asoziales "  zum staatlichen Kidnapping. Unter "asozialem Verhalten" verstand man auch politischen Widerstand: Wer keine positive Einstellung zur herrschenden Gesellschaftsordnung hatte und keine Gewähr dafür bot, die in § 42 Familiengesetzbuch der (Ex-)DDR festgelegten Grundsätze der elterlichen Erziehung zu verwirklichen, die forderten, die 

"... Kinder zur sozialistischen Einstellung zum Lernen und zur Arbeit, zur Achtung vor den arbeitenden Menschen, zur Einhaltung der Regeln des sozialistischen Zusammenlebens, zur Solidarität, zum sozialistischen Patriotismus und Internationalismus ..." 

zu erziehen, der neigte nach Meinung der Partei und der von ihr kontrollierten Institutionen zu asozialer Lebensweise und versagte damit zwangsläufig auch in der Erziehung seiner Kinder. Ihm wurden u.U. die Kinder weggenommen. Dafür - wie für die 42 Spezialkinderheime, die noch härteren 31 Jugendwerkhöfe und den berüchtigten "Geschlossenen Jugendwerkhof Torgau" - war auf der Grundlage eines Gesetzes von 1965 die Abteilung "Jugendhilfe und Heimerziehung" zuständig. "In den Spezialkinderheimen", hieß es damals, "werden schwer erziehbare und straffällige Jugendliche sowie Kinder aufgenommen, deren Umerziehung in ihrer bisherigen Erziehungsumgebung trotz optimal organisierter erzieherischer Einwirkung der Gesellschaft nicht erfolgreich verlief." Das bedeutete Heimaufenthalt und/oder "Zwangsadoption" – teilweise so, dass kleinere Kinder nicht mehr wussten, wer ihre eigentlichen Eltern waren und es auch nie erfahren durften. Das kontrollierte das MfS. 

Schon im April 1986 hatte die "Internationale Gesellschaft für Menschenrechte" angeprangert: 

"In der DDR werden häufig Kinder den Eltern weggenommen, wenn diese religiös eingestellt sind oder politisch von der herrschenden Meinung abweichen." 

Auch schon das berechtigte Anprangern von Mißständen konnte zum staatlichen Kinderraub XE "Kinderraub, staatlicher"  führen:

"Im Oktober 1984 wurde die 24jährige Krankenschwester Angelika Mertens* in Rostock zu einer Haftstrafe von zwei Jahren verurteilt; ihr `Verbrechen': Sie hatte sich bei einem Patienten über medizinische Mißstände in der DDR beschwert. Bevor sie die Haftstrafe antrat, wollte sie ihre anderthalbjährige Tochter bei einer Verwandten unterbringen. Doch der Staat steckte das Kind in ein Heim. Als Angelika Mertens im Gefängnis versuchte, brieflichen Kontakt mit dem Internationalen Roten Kreuz aufzunehmen, wurde ihr zwei Tage und zwei Nächte der Schlaf entzogen. Anschließend nötigte man sie, ein teilweise abgedecktes Formular zu unterschreiben. Sie wußte nicht, daß sie mit dieser Unterschrift ihr Kind zur Adoption freigab. Angelika Mertens hat ihre Tochter bis heute nicht wiedergesehen."                

* Name von der Redaktion geändert  (Brigitte 10/90)

Das alles wurde von der (Ex-)DDR mit der marxistischen Ideologie begründet, nach der in einem sozialistischen Staat angeblich eine Interessensidentität zwischen den Anliegen der Individuen und denen der Gesellschaft bestünde. Jeder hatte darum zu wollen gehabt, was "die führende Kraft der gesellschaftlichen Entwicklung", die SED, in ihren Zwangsbeglückungsbemühungen gewollt hatte.   

9 Faktisch bestehende Abhängigkeit der Richter trotz anderslautender Verfassungsbestimmungen

In der (Ex-)DDR hatte es keine unabhängigen Richter gegeben, obwohl Art. 96 I Verf-DDR proklamiert hatte:

"Die Richter, Schöffen und Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte sind in ihrer Rechtsprechung unabhängig."

Die trotz dieses Wortlauts faktisch bestanden habende Abhängigkeit der Richter XE "Abhängigkeit der Richter"  von staatlichen Gremien, u.a. dem Wahlgremium, läßt sich aus dem Zusammenspiel anderer Verfassungsartikel begründen, wobei immer der die Weltanschauung des Marxismus-Leninismus zementierende Art. 1 Verf-DDR mitgedacht werden muß. 

Die wichtigsten, die Stellung der Richter betreffenden Verfassungsartikel waren:

Art. 90 I Verf-DDR

„Die Rechtspflege dient der Durchführung der sozialistischen Gesetzlichkeit ... ."

Art. 93 Verf-DDR

„...

Faktisch bestehende Abhängigkeit der Richter trotz anderslautender Verfassungsbestimmungen
(2) Das Oberste Gericht leitet die Rechtsprechung der Gerichte auf der Grundlage der Verfassung ... .

(3) Das Oberste Gericht ist der Volkskammer und zwischen ihren Tagungen dem Staatsrat verantwortlich."

Art. 94 Verf-DDR

„(1) Richter kann nur sein, wer dem Volk und seinem sozialistischen Staat treu ergeben ist ... ."

Art. 95 Verf-DDR

„Alle Richter, Schöffen und Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte werden durch die Volksvertretungen oder unmittelbar durch die Bürger gewählt. ... Sie können von ihren Wählern abberufen werden, wenn sie gegen die Verfassung oder die Gesetze verstoßen oder sonst ihre Pflichten gröblich verletzen."

Damit wurde den Richtern in dem "sozialistischen" Staat der (Ex-)DDR ihre Parteilichkeit für die weltanschaulich strikt festgelegte Verfassung zur Dienstpflicht gemacht. Wer sich mit dem sozialistischen Gedankengut nicht (mehr) hätte identifizieren mögen, hätte gröblich gegen seine Dienstpflichten verstoßen. 

"SED gängelte Justiz

dpa Berlin - Im Prozeß gegen die DDR-Richterin Helena Heymann ist eine Verfügung des SED-Politbüros von 1952 bekannt geworden, die belegt, daß die Machthaber sich systematisch in die Justiz einmischten. Darin heißt es: `Der Generalstaatsanwalt wird verpflichtet, vor dem Stattfinden wichtiger Prozesse dem Politbüro zu berichten.' Andernfalls drohten Disziplinarmaßnahmen."

Eine dem Parlament und sogar Exekutivstellen gegenüber derart "verantwortliche", berichtspflichtige und jederzeit abberufbare Richterschaft kann ernstlich nicht als unabhängig bezeichnet werden. Abhängigkeit der Richter von der Ideologie der den Staat beherrschenden Partei ist aber ein Verstoß gegen eines der Fundamentalprinzipien der Demokratie. Ein Rechtsstaat läßt sich so nicht organisieren! 

Unverblümter, als es in der Verfassung oder dem Strafgesetzbuch der (Ex-)DDR zum Ausdruck kam, forderte die langjährige Justizministerin der (Ex-)DDR Hilde Benjamin (von der DDR-Bevölkerung wegen der in ihrer Amtszeit u.a. in den Waldheim-Prozessen ergangenen harten Urteile hinter der Hand "Blut-Hilde" genannt) 1954 auf dem IV. Parteitag der SED:

"Für die Parteilichkeit der Rechtsprechung XE "Parteilichkeit der Rechtsprechung"  sind vor allem die Erkenntnisse und Beschlüsse der die Arbeiterklasse führenden SED zu beachten. Erst dann kann es zur richtigen Anwendung der Gesetze im Sinne von Partei und Regierung kommen."

"Sozialistische Gesetzlichkeit XE "Gesetzlichkeit, sozialistische" " wurde von ihr als "Einheit von strikter Einhaltung der Gesetze und Parteilichkeit ihrer Anwendung" definiert.

Und der ZK-Funktionär (das entsprach von der Funktion und Entscheidungskompetenz her in etwa einem Bundesminister oder Parlamentarischen Staatssekretär) J. Streit - nomen est omen - rüffelte einmal die Justizorgane des Landes:

"Eine Reihe von Richtern und Staatsanwälten haben nicht begriffen, daß sie gegenüber der Partei eine große Verantwortung tragen, denn sie sind als [Partei-]Genossen in ihre Funktion eingesetzt worden und unterliegen als Mitglieder der Partei auch der Kontrolle durch die Partei, sie sind der Partei für alle ihre Handlungen verantwortlich."

Es ist nicht denkbar, daß einer der bundesrepublikanischen Bundesminister einen solchen Satz über die Justiz in unserem nach demokratischen Gesichtspunkten organisierten Staat sagen könnte wie der zitierte ZK-Funktionär! Das ist der Unterschied zwischen Volksdemokratie und Demokratie, zwischen Diktatur des Proletariats und Rechtsstaat.

Richter hatten gemäß § 44 des Gerichtsverfassungsgesetzes der (Ex-)DDR "dem Volk und seinem sozialistischen Staat treu ergeben (zu) sein". 

"Mit der Rechtsprechung leisten die Richter ihren spezifischen Beitrag zur Durchsetzung der Politik der Arbeiterklasse unter Führung ihrer marxistisch-leninistischen Partei ... Die Richter erstatten den Volksvertretungen, von denen sie gewählt worden sind, Bericht, wie sie mit ihrer Tätigkeit die gesellschaftliche Entwicklung beim umfassenden Aufbau des Sozialismus aktiv fördern. Die Berichterstattung ist Ausdruck der demokratischen Kontrolle der Öffentlichkeit ..."
 

Die Staatsanwälte hatten gemäß §§ 1 und 35 des Gesetzes über die Staatsanwaltschaft von 1977 

"in Verwirklichung der Beschlüsse der Partei der Arbeiterklasse über die strikte Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit zu wachen." 

Diese Aufgabe wurde als eine spezifische Form der Machtausübung der Arbeiterklasse ausgegeben. Richter und Staatsanwälte waren fast ausnahmslos Mitglieder der SED oder mit ihr verbündeter Parteien. Die Auswirkungen dieses Justizverständnisses werden durch folgenden Zeitungsbericht verdeutlicht: 

"`Staatsfeinde' verurteilte Ulbricht selbst zum Tode

SED-Geheimpapier beweist: So machte die Partei Richter zu Marionetten

Bonn - Schreckliche Enthüllung aus dem DDR-Unrechtsstaat: Walter Ulbricht, bis Mai 1971 Partei- und Staatschef, verurteilte in den fünfziger Jahren eigenhändig Menschen zum Tode. Sie wurden in Dresden durch das Fallbeil hingerichtet, die Leichen wurden im Krematorium Dresden-Tolkewitz verbrannt. Das geht aus Dokumenten der SED-Spitze hervor, die der MORGENPOST vorliegen. In mindestens einem Fall hat Ulbricht sogar eine lebenslange Freiheitsstrafe in Todesstrafe geändert.

  `Im Namen des Volkes' verkündeten jedes Mal Richter ihr Urteil. Doch - das beweisen die Dokumente, die dem Deutschlandfunk zugespielt wurden - nicht das Volk sprach das Urteil, sondern die SED-Spitze. ZK-Sekretär Klaus Sorgenicht, der heute in Berlin-Pankow als Pensionär lebt, hielt die Urteile schon Tage vor den Prozessen in SED-Hausmitteilungen fest. Die Richter verkündeten sie willfährig.

  Fall 1: Am 23. Juni 1955 verurteilte der Erste Strafsenat beim Obersten Gericht der DDR nach dreitägiger Verhandlung fünf Thüringer Mitglieder der Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit. Der Gruppe, die Widerstand gegen das kommunistische Regime propagierte, wurde die Vorbereitung von Mord, Brandstiftung und Sprengung von Eisenbahnbrücken vorgeworfen. Keine einzige Tat wurde ausgeführt, aber die Stasi hatte Geständnisse erpreßt.

  Das Urteil fällte zehn Tage vor der Verkündung nicht etwa ein Gericht, sondern das Zentralkommitee der SED. Erster Sekretär: Walter Ulbricht ... Er zeichnete die Urteile nicht nur mit `Einverstanden W. Ulbricht' ab, sondern ergänzte sie auch.

  Da für Hans-Dietrich Kogel kein Strafmaß angegeben war, sondern nur ein handschriftliches F (für Freiheitsstrafe), machte Ulbricht kurzen Prozeß und dehnte mit zwei Doppelstrichen das darüber stehende Todesurteil für Gerhard Benkowitz auch auf Kogel aus. Sechs Tage nach dem Schauprozeß starben die beiden, 32 und 31 Jahre alt, unter dem Fallbeil in Dresden.

  Fall 2: Am 24. Juni 1955 begann vor dem Obersten Gericht der Prozeß gegen fünf DDR-Bürger, denen Kontakte zum RIAS Berlin vorgeworfen wurden. Ihr Urteil stand schon zehn Tage vorher fest - grausam gefällt von Walter Ulbricht. Denn das ZK der SED wollte für alle fünf Angeklagten nur Zuchthausstrafen. Ulbricht dagegen strich hinter dem Namen von Joachim Wiebach `lebenslängliches Zuchthaus' durch und schrieb: `Vorschlag Todesurteil', weiter unten: `Einverstanden W. Ulbricht'.

  Der Vorschlag des ZK-Sekretärs war Gerichtspräsident Horst Schumann (früher Nazi-Kriegsgerichtsrat und seit 1937 Mitglied der NSdAP) Befehl. Der Angeklagte Wiebach wurde 29jährig am 14. September 1955 in Dresden durch die Guillotine hingerichtet.

  Aufmerksam geworden durch diese Fälle forschen hohe Bonner Justizbeamte zur Zeit nach den Quellen weiterer DDR-Todesurteile. ..."  (Morgenpost 16.04.91) 

Bei wem sich angesichts der Zitate kein gruselndes Erinnern an Adolf Hitler als "obersten Gerichtsherrn" und sein rechtswidriges, eigenmächtiges Abändern von ihm nicht genehmen Urteilen nach bereits abgeschlossenen Prozessen völlig aus dem Bauch heraus nach eigenem Gutdünken, sowie kein Erinnern an die Parteilichkeit der NS-Justiz und deren Auswirkungen einstellte, dem wäre kaum noch zu helfen. 

Er müßte zur Strafe den II. Teil dieses Buches: "Die Funktion des Rechts im NS-Herrschaftssystem " noch einmal lesen!

Mit der Bindung der Justiz XE "Bindung der Justiz"  an die führende Rolle der Partei ging - trotz der in Art. 96 I Verf-DDR postulierten Unabhängigkeit der Richter - die richterliche Unabhängigkeit XE "Unabhängigkeit, richterliche"  der (Ex-)DDR-Justiz verloren. Sie stand nur als demokratisches Feigenblatt de jure in dem Wortlaut der DDR-Verfassung, aber de facto herrschte in der Verfassungswirklichkeit ein Zustand wie zur Zeit des Nationalsozialismus. Ein Vergleich der Äußerungen der Justizministerin Benjamin und des ZK-Funktionärs Streit mit den Leitsätzen des "Reichsrechtsführers" Frank
 drängt sich geradezu auf.

Im Gegensatz dazu war und ist in der Bundesrepublik eine Abberufung von Mitgliedern der Judikative durch Wähler oder die Exekutive nicht möglich, um so die Unabhängigkeit der Richter zu garantieren. Sie können grundsätzlich nicht einmal gegen ihren Willen an ein anderes Gericht versetzt werden, damit nicht vielleicht so einem störrischen Richter ein von ihm als dem zuständigen "gesetzlichen Richter" bei seinem Gericht zu bearbeitender Fall aus der Hand gewunden würde. (Doch Richter können ohne weiteres durch den Präsidenten des jeweiligen Gerichts in eine andere Abteilung ihres Gerichtes versetzt werden - z.B. von der Abteilung für Strafrecht in die für Grundbuchangelegenheiten -, und das kann auch eine Gefahr für die richterliche Unabhängigkeit sein!) 

Versetzungen an ein anderes Gericht und Amtsenthebungen gegen den Willen eines betroffenen Richters können nur aufgrund rechtskräftiger richterlicher Entscheidungen anderer unabhängiger Richter vorgenommen werden, die auch keiner Wähler- oder Verwaltungsanordnung unterworfen werden können.

„Schlechter Umgang

ap Mainz - Erstmals in der deutschen Rechtsgeschichte ist ein Amtsrichter in Trier wegen zweifelhaften Lebenswandels seines Amtes enthoben worden. Er wurde in den Ruhestand geschickt, weil er enge Kontakte zum Rotlichtmilieu pflegte.“

10 Justiz als wichtiges Instrument zur Durchsetzung der Staatsideologie

Mit dem Auftrag, "in Verwirklichung der Beschlüsse der Partei der Arbeiterklasse über die strikte Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit zu wachen", war die Justiz ein wichtiges Instrument zur Durchsetzung der Staatsideologie und zur Abwehr jeder ihren Machtanspruch gefährdenden anderen politischen Anschauung. Darum mußten Richter und Staatsanwälte grundsätzlich auch Mitglieder der Staatspartei SED sein.

Justiz in Diktatu​ren als wichtiges Instrument zur Durchsetzung der Staatsideologie
Das Recht in einer bürgerlichen Demokratie hat aber sowohl eine die Politik gestaltende, als auch eine die Politik begrenzende Doppelfunktion XE "Doppelfunktion des Rechts" . Die gestaltende Funktion wird z.B. deutlich im Verwaltungs-, Steuer-, Arbeits- und Sozialrecht, die die Politik begrenzende Funktion manifestiert sich z.B. in der Wahrung eines staatsfreien Raumes zur persönlichen Lebensgestaltung nach christlicher, humanistischer, muslimischer, kommunistischer oder auch anderer Überzeugung durch so verstandene, den staatlichen Einfluß auf die Privatsphäre begrenzende Grundrechte. Insofern ist z.B. das Grundgesetz weltanschaulich ziemlich neutral. Jeder soll nach seiner Facon selig werden können, soweit sie tolerierbar ist. (Menschenopfer von Satanisten und der „Sati“-Brauch der Witwenverbrennung zusammen mit der Verbrennung des Leichnam des Ehemannes würden nicht hingenommen werden. Das BVerwG entschied im Falle eines bayrischen Liedermachers und Rastafaris, der geltend gemacht hatte, daß für seine Religionsgemeinschaft das gemeinsame Rauchen von Marihuana eine wichtige rituelle Betätigung sei, daß auch für religiöse Riten keine Ausnahme vom Cannabis-Anbauverbot gelte.)

Im Gegensatz zu dem Recht in einer bürgerlichen Demokratie ist das Recht in einer Volksdemokratie marxistisch-leninistischen Zuschnitts - gleich welcher Ausprägungsstufe - ausschließlich der an der Staatsideologie ausgerichteten Politik untergeordnet. Es wandele sich dort mit dem als erreicht verkündeten gesellschaftlichen Zustand der jeweiligen gesellschaftlichen Entwicklungsstufe nach den behaupteten neuen gesellschaftlichen Bedürfnissen auf dem Wege zu dem als Endziel angestrebten Kommunismus. Die in einer bürgerlichen Demokratie eher statisch und ziemlich ideologieneutral verstandenen und interpretierten bürgerlichen Freiheits- und Grundrechte werden - oft bei Kontinuität des Wortlauts - nur noch als wandelbare sozialistische Grundrechte mit den sich daraus ergebenden Mitwirkungsrechten und den hiermit als korrespondierend angesehenen Mitwirkungspflichten im Sinne der marxistisch-leninistischen Ideologie verstanden. Ein die Staatsmacht begrenzender Freiraum wird den Bürgern verwehrt. 

Die "sozialistischen Grundrechte XE "Grundrechte, sozialistische" " waren nicht ideologieneutral. Sie wurden einseitig ideologisch umgedeutet und seien von der konkreten gesellschaftlichen Entwicklungsstufe abhängig gewesen. Die in der (Ex-)DDR dem Staatsfernziel Errichtung des Kommunismus verpflichtet gewesenen Richter hatten eine ideologiekonforme Rechtsanwendung im Hinblick auf den Vollzug einer "sozialistischen Gesetzlichkeit XE "Gesetzlichkeit" " zu gewährleisten. Die Bindung an einen solcherart vorgegebenen Parteiauftrag schließt natürlich richterliche Unabhängigkeit aus. 

Als ideologiekonform galt, den bürgerlichen Rechtsstaat der westlichen Demokratien als Ausgeburt "bourgeoisen Denkens" zu verstehen, unfähig zu wahrer Gerechtigkeit, die immer nur parteiliche Gerechtigkeit XE "Gerechtigkeit, parteiliche"  für die Ziele des Kommunismus sein könne. So ersetzte den zum Richteramt in der sozialistischen Diktatur Drängenden die Parteilichkeit im Sinne der von der SED aufgestellten ideologischen Vorgaben die (diffuse) Idee der Gerechtigkeit. "Die Beschlüsse der SED sind bewußter Ausdruck objektiver Erfordernisse bei der Entwicklung des Sozialismus und dienen der Verwirklichung des Lebensinteresses der Arbeiterklasse und des ganzen werktätigen Volkes. In dieser gesellschaftlich begründeten Autorität sind die Beschlüsse der Partei unumstößliche Grundlage für die staatliche Arbeit ..."
 Die SED beanspruchte, im Besitz der objektiven geschichtlichen und gesellschaftlichen Wahrheit zu sein, was zwangsläufig zu einer totalitären Entartung des Rechts und der Rechtsschöpfung führte. Das Recht wurde instrumentalisiert und zur Waffe im Klassenkampf ungeschmiedet, um den politischen Gegner in Fesseln schlagen zu können! Nicht: „Schwerter zu Pflugscharen!“, sondern: „Recht zu Fesseln!“

Somit ist das Recht in einer Volksdemokratie ein Hebel zur Durchsetzung der behaupteten objektiv ablaufenden Gesetzmäßigkeit der gesellschaftlichen Entwicklung, deren archimedischer Punkt die marxistisch-leninistische Ideologie ist. Das Recht hat dort die in Politik umgesetzte Ideologie abzusichern, bis mit der letztlich angeblich zwangsläufigen Erreichung des kommunistischen Endzustandes der Staat absterben werde.

In der (Ex-)DDR herrschte in politischen Prozessen kein gesetzloser, aber nach rechtsstaatlichem Verständnis ein rechtloser Zustand. Die (Ex-)DDR war beileibe kein gesetzloser - man denke nur an die vielen Straftatbestände, die die Wahrnehmung zahlreicher Menschenrechte kriminalisierten -, aber ein rechtloser Staat, eben kein Rechtsstaat. Wenn allerdings in unpolitischen Prozessen sich die führende Rolle der SED, ihre Reputation oder der Sozialismus generell nicht auf dem Prüfstand befanden, z.B. wenn es nach einem - nicht von einem Prominenten wie ihrem Star-Dirigenten verschuldeten - Verkehrsunfall um Strafverfolgung und Schadensersatz ging, dann unterschied sich der Rechtsschutz der Bürger in der (Ex-)DDR vor ihren Gerichten nicht wesentlich von dem vor den Gerichten der Bundesrepublik. Aber wehe, die Prozesse hatten möglicherweise einen politischen Einschlag. Dann kam die verfassungsrechtlich ableitbare Abhängigkeit der Richter zum Tragen!. 

Die in diesem Kapitel skizzierten politischen Verhältnisse in der (Ex-)DDR charakterisierte der damalige Parlamentarische Staatssekretär im Ministerium für innerdeutsche Beziehungen, Ottfried Hennig, 1983 mit dem Satz:

"Fortsetzung der Hitler-Diktatur mit anderen Mitteln."

Diese Formulierung ist nur wegen ihrer Anlehnung an das Clausewitz-Wort: "Krieg ist die Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln.", zu verstehen. Sie ist aber nicht zutreffend, denn die Mittel beider Diktaturen ähnelten sich in vielem. Das macht ja gerade das Wesen einer Diktatur aus! Sie sind - abgesehen von dem durch die Nazis begangenen systematischen Massenmord - gleich geblieben, sind höchstens verfeinert worden. (Man denke nur an die durch rechtswidrige und teilweise kriminelle Handlungen wie Wohnungseinbrüche und Autoaufbrüche verschafften Geruchsproben potentieller Regimegegner, damit darauf dressierte Schnüffelhunde aus einer Reihe von Geruchsproben z.B. den Urheber einer an eine Wand gesprühten Parole herausschnüffeln können sollten, indem sie den Geruch am Standplatz des Sprayers mit den auf kriminelle Weise beschafften und konservierten Geruchsproben verglichen.) Es hatte sich nur der ideologische Überbau geändert. Darum hätte es richtiger heißen müssen:

"Fortsetzung der Hitler-Diktatur mit anderer Ideologie."

Der charismatische Vorsitzende der SPD nach dem Krieg, Kurt Schumacher, hatte kurz und bündig befunden:

"Kommunisten sind rotlackierte Nazis!"

Auch wenn der PDS im Bundestagswahlkampf 1994 diese selbst zum Unwillen der Ost-CDU von der West-CDU unter die Nase geriebene Charakterisierung ("Rote Socken"- Kampagne) verständlicherweise nicht paßte, so ist die grundsätzliche Richtigkeit dieses Bonmots bezüglich der Herrschaftsausübung über die ihrem jeweiligen Unrechtsregime unterworfen Gewesenen durch die vorstehenden Ausführungen hinlänglich nachgewiesen. Beide Systeme waren darin gleich, daß sich beide Male eine Partei anmaßte, unter Einsatz aller ihr zu Gebote stehenden legalen und illegalen Machtmittel eines Überwachungsstaates das Denken der ihrem jeweiligen Unrechtssystem Unterworfenen bestimmen und kontrollieren zu wollen. 

Aber selbstverständlich hat die SED-Diktatur nicht eine solche Blutspur durch Europa und andere Teile der Welt gezogen, wie es die Nazi-Diktatur getan hat.

Die juristischen Verbrechen der Nazis und der SED-Diktatur hatten auf jeden Fall eines gemeinsam: Unterdrückungsurteile waren vom "Staat", den jeweiligen Machthabern befohlene Verbrechen. Und die Staatsmacht rechtfertigte das von ihr begangene Unrecht stets als rechtens!

Mit dieser von ihm wohl so gemeinten Beurteilung stand Hennig nicht allein. Selbst der als "links" eingestellt bekannte französische Philosoph und Dichter Satre hatte in Anspielung auf den als Agentenroman bekannten Buch- und Filmtitel John le Carres über die (Ex-)DDR gesagt:

"Der Totalitarismus, der aus der Kälte kommt."

Der vormals langjährige (vergeblich hoffende) Spitzenkandidat der SPD für den Posten des Ministerpräsidenten in Schleswig-Holstein, Jochen Steffen - von seinen Gegnern wegen seiner politischen "Linkslastigkeit" als "roter Jochen" verschrien und damit ein in diesem Zusammenhang unverdächtiger Kronzeuge -, faßte das politische System der (Ex-)DDR in die Worte:

"Was in der DDR praktiziert wird, ist doch nicht mehr als Kapitalismus unter Hammer und Sichel minus Privateigentum an den Produktionsmitteln und minus politischer Demokratie für die überwiegende Mehrheit des Volkes."

Und als vorletzter unverfänglicher Zeuge, dem nicht vorgeworfen werden kann, er sei aus einer zu "rechten" Optik in seiner Beurteilung befangen, sei der überzeugte Kommunist und Liedermacher Wolf Biermann benannt. Er hatte die Zustände in der (EX-)DDR selber lange Jahre erlitten. Bei den Kommunisten in der (Ex-) DDR hatte der Kommunist Biermann Auftritts- und Publikationsverbot wie auch später sein Nachfolger Kraw​zyk. Unter der Geltung des Grundgesetzes durften beide nach ihrer Zwangsausbürgerung aus der (Ex-)DDR im Westen Deutschlands auftreten und ihre Schallplatten veröffentlichen. Biermann geißelte die Zustände in der (Ex-)DDR mit den Worten:

"Was inzwischen sich Kommunismus nennt, ist eine Ausbeutung des Menschen durch den Menschen auf höherer Stufe. Unser [angeblicher; der Verf.] Himmel ist die Hölle."

Einen Sturm der Entrüstung innerhalb der PDS löste deren Wahlkampfmanager und „Vordenker“ Andre Brie 1999 aus, als er - laut HH A vom 28.01.99 - innerhalb seiner Partei die These aufstellte, daß der Sowjetkommunismus und die (Ex-)DDR in ihrem Anspruch, die Gesellschaft zu beherrschen, totalitärer als der Nationalsozialismus gewesen seien – was den Reformer der PDS aber nicht daran hinderte, sich als Interessenvertreter der alten SED-Kader der Forderung nach Amnestie für (Ex-)DDR-Funktionäre anzuschließen. 

Fazit:

Wer um utopischer Fernziele willen - z.B. der Errichtung einer angeblich klassenlosen Gesellschaft - Recht, Freiheit und Würde des Menschen mit Füßen tritt, hat den Anspruch auf politische Gefolgschaft von vornherein verloren.

"Entscheidend ist die Freiheit. Sie allein macht es möglich, gemeinsam die Wahrheit, das richtige Ziel und die richtigen Mittel und Wege zu suchen. Die Demokratie ist die einzige Staatsform, die den stets notwendigen Weg zum Wandel in Frieden finden läßt. Damit dies möglich bleibt, darf die Radikalität des Streitens niemals die Regeln des Rechts verletzen, denn diese sind die Bedingungen für die Freiheit und die Kraft zur Reform. ... Damit wir in dieser Freiheit zu Entscheidungen kommen, muß es nach dem Mehrheitsprinzip XE "Mehrheitsprinzip"  gehen. Dabei wissen wir alle, daß die Mehrheit genau so wenig über die Wahrheit verfügt wie die Minderheit. Keiner darf für sich den Besitz der Wahrheit beanspruchen, sonst wäre er unfähig zum Kompromiß und überhaupt zum Zusammenleben; er würde kein Mitbürger, sondern ein Tyrann. Wer das Mehrheitsprinzip auflösen und durch die Herrschaft der absoluten Wahrheit ersetzen will, der löst die freiheitliche Demokratie auf."

Soweit unser damaliger Bundespräsident von Weizsäcker in seiner Antrittsrede. 

Unsere seit dem 05.05.52 geltende Nationalhymne ist musikalisch wirklich kein Hit (und würde auch nicht flotter klingen, wenn man dazu, wie von einigen ostdeutschen Abgeordneten nach dem Anschluß vorgeschlagen, den von Brecht verfaßten Text des „Kinderliedes“ als neuen Text der Nationalhymne singen würde). Es gibt kaum ein Musikstück, das man spannungsärmer, „getragener“ abspielen kann als die Melodie dieser „Königshymne“, in deren Tradition sie geschaffen wurde. Einen direkten Vergleich hat man z.B., wenn Schumacher auf Ferrari siegt, zunächst dann erst die Hymne für den siegreichen Fahrer und anschließend die für das Land der siegreichen Marke hintereinander gespielt werden. Aber der Text unserer Hymne enthält - so empfinde ich es jedenfalls - einige göttlich inspirierte Worte, mit denen rund 150 Jahre vor der Antrittsrede von von Weizsäckers das alles seit 1841 schon zusammenfassend als genial kurz formulierter Programmsatz mit den Worten gesagt worden ist:

"Einigkeit und Recht und Freiheit ... sind des Glückes Unterpfand."

In den "Volksdemokratien" und anderen Diktaturen stand oder steht die herrschende Partei als Repräsentantin des Staates und der Staatsmacht über dem Recht. Daher kam es dort immer wieder zu politisch motivierten Unrechts-Urteilen. 

In einer Demokratie nach westlich-bürgerlichem Verständnis aber kann dagegen die jeweils herrschende Partei und die von ihr geführte Exekutive bei Gesetzesverstößen unter Anwendung des Rechts durch die Justiz zu einem die Gesetze beachtenden Verhalten gezwungen werden: In einer bürgerlichen Demokratie steht der Staat unter dem Recht! Darum hatten Demokraten gegenüber Volksdemokraten letztlich immer die besseren Argumente, denn der Unterschied zwischen Demokratie und Volksdemokratie ist wie der zwischen Jacke und Zwangsjacke.

Die Opfer der politischen Willkürjustiz in der (Ex-)DDR sollen nun rehabilitiert und - wenn das überhaupt geht - entschädigt werden:

"EINIGUNGSVERTRAG/ Kassation von Strafurteilen und Rehabilitierung

Möglichkeit der Wiedergutmachung von strafrechtlichem Unrecht im SED-Staat

Von JOHANN-GEORG SCHÄTZLER

HANDELSBLATT; Sa./So., 29./30.9.1990

BONN. Die Opfer rechtsstaatswidriger Strafurteile der DDR-Justiz und ihre Hinterbliebenen haben Anspruch auf Rückgabe des im Urteil eingezogenen Vermögens sowie auf förmliche Rehabilitierung. Gesundheitliche, materielle und andere Nachteile der Haft werden durch soziale Leistungen ausgeglichen, die sich nach dem bundesdeutschen Häftlingshilfegesetz richten. Das ergibt sich aus dem Einigungsvertrag und den DDR-Gesetzen.

...

Zwei strafverfahrensrechtliche Wege sind möglich, Kassation und Rehabilitierung. Der Unterschied: Im Kassationsverfahren XE "Kassationsverfahren"  wird rechtlich geprüft, ob zu Unrecht oder zu hart verurteilt wurde; jedes Urteil kann kassiert werden. Im Rehabilitationsverfahren XE "Rehabilitationsverfahren"  kommt es darauf an, ob der Verurteilte verfolgt wurde, weil er Grund- und Menschenrechte wahrnahm (Hauptbeispiele: Ausreise, politische Betätigung); nur nach der Motivation umgrenzte Tatbestände können die Rehabilitierung begründen. 

 Beiden Verfahren gemeinsam ist: Der Betroffene selbst kann sie betreiben, nach seinem Tod der Ehegatte, die Verwandten gerader Linie und die Geschwister. Die Antragsfrist ist zwei Jahre. ..."  (Handelsblatt 29.09.90)

"Ehemalige politische Gefangene der DDR fordern Rehabilitierungs- und Entschädigungsgesetz

240.000 Opfer schreien nach Gerechtigkeit

Vera Schulze aus Spremberg war 23 Jahre alt, als sie im September 1946 nach einer, wie sie heute sagt, gezielten Denunziation verhaftet wurde. In einem in russischer Sprache geführten Prozeß eines Sowjetischen Militärtribunals vernahm sie vier Monate später das Urteil: 15 Jahre Arbeitslager in Sibirien wegen Spionage gegen die Besatzungsmacht. 

  Vielleicht verdankt Vera Schulze ihr Leben dem Umstand, daß sie die vier folgenden Jahre `nur' im Lager Sachsenhausen und danach im Gefängnis Stollberg verbringen mußte. Während der Untersuchungshaft hatten ihr brutale Schläger den Kiefer zertrümmert. Bei einer deshalb notwendigen Operation in einem Haftkrankenhaus kam offenbar ein unsteriles Skalpell zum Einsatz. Der folgenden Sepsis fiel 1951 der linke Arm zum Opfer, ein Jahr später mußte auch noch das Schultergelenk entfernt werden.

  Bei der Haftentlassung nach acht Jahren litt Vera Schulze an Nieren- und Wirbel-TBC, später stellte sich noch eine Epilepsie ein. Den Haftjahren folgten vier Jahre im Krankenhaus. So konnte die Frau nur zwischen 1958 und 1974 arbeiten. Heute bezieht sie deshalb nur eine sehr kleine Rente.

  In dieser Woche will Vera Schulze einen Antrag auf politische Rehabilitierung und soziale Wiedergutmachung stellen. Er hat allerdings nur wenig Chance auf Erfolg​: Für die Kassation von Urteilen der sowjetischen Militär-Tribunale sieht sich die Bundesrepublik Deutschland bislang aus völkerrechtlichen Gründen nicht zuständig. Daß die 68jährige, kranke Frau ihre Rehabilitierung noch erlebt und für die acht Haftjahre entschädigt wird, erscheint ungewiß.

  Der Fall Vera Schulze ist einer von vielen, die am Wochenende in Bautzen auf einem Forum der Friedrich-Ebert-Stiftung zur Sprache gebracht wurden. Zu den mindestens 27.000 Urteilen, die während der Besatzungszeit von sowjetischen Militärtribunalen gefällt wurden, kommen noch die von der DDR-Justiz gefällten politischen Strafurteile. Ihre genaue Zahl kennt niemand, die Schätzungen schwanken zwischen 150.000 und 240.000.

  Die Betroffenen in den neuen Bundesländern fühlen sich als Opfer der kommunistischen Diktatur und verlangen Gerechtigkeit. Bisher stellten mehr als 60.000 von ihnen Anträge auf Rehabilitierung und Entschädigung. Die Zeit läuft ihnen jedoch davon, denn zwei Drittel sind schon über 65 Jahre alt.

  So waren die Debatten während der zwei Tage im Deutsch-Sorbischen Volkstheater in Bautzen teilweise von großer Erregung geprägt. Ehemalige politische Häftlinge, die 40 Jahre lang schweigen mußten, schrien ihre Verzweiflung oft regelrecht heraus. Die schrecklichen Erlebnisse in den beiden Bautzener Gefängnissen waren ständig präsent. 16.000 kamen in der Nachkriegszeit in Bautzen um. Namen von Schuldigen wurden genannt, und es wurde gefragt: `Warum werden die nicht bestraft?'

  Die Kritik der 450 Teilnehmer richtete sich vor allem gegen die mangelhaften gesetzlichen Regelungen und die schleppende Bearbeitung der Anträge. So gilt das Bundesentschädigungsgesetz bisher nur für Naziopfer, und das umfassende Rehabilitierungsgesetz der Volkskammer wurde, wie die stellvertretende SPD-Vorsitzende Hertha Däubler-Gmelin beklagte, auf ein Minimum zusammengestrichen. So gut wie keine Chance haben die durch Willkürurteile der sowjetischen Besatzungsmacht Verurteilten wie Vera Schulze, da hier, wie es hieß, völkerrechtliche Regelungen notwendig seien, die sehr viel Zeit kosten.

  Die Opfer wollen aber noch zu Lebzeiten rehabilitiert werden, wollen einen Ausgleich für jahrelange Haft, berufliche Nachteile, gesundheitliche Schäden und daraus resultierend mangelhafte Altersversorgung. Deshalb forderten sie zum Abschluß in einer `Bautzener Erklärung' den Bundestag auf, unverzüglich ein Rehabilitierungs- und Entschädigungsgesetz zu verabschieden, in dem unter anderem die Gleichstellung mit den NS-Opfern festgelegt wird."  (HH A 29.04.91)

"SED-Opfer haben Recht auf Entschädigung

`Die Rehabilitierung ist ein wesentliches Element der Politik zur demokratischen Erneuerung der Gesellschaft, des Staates und des Rechts.' So steht es im Gesetz. Es ist gut, daß Kinkel und Waigel die Wiedergutmachungssätze für NS-Opfer nunmehr für Opfer der SED-Willkür verdreifachen wollen. Das ist zumindest ein Schritt in die richtige Richtung.

Wiedergutmachung wird dauern. Da fehlen Richter, da mangelt es an Unterlagen, oft sogar am Urteil. Es müssen die Kriterien festgelegt werden, aus denen klar hervorgeht, wer was bekommen soll. Denn es kann nicht nur um eine Entschädigung für Haftjahre gehen. Das SED-Regime hat systematisch Menschen zerbrochen, Existenzen zerstört, Karrieren verhindert. Da ist die Witwe eines Schlossers, den das Landgericht Thüringen 1952 wegen des sogenannten Verbrechens der Boykotthetze zum Tode verurteilte und auch hinrichten ließ. Im Juni diesen Jahres erreichte die Frau - nachträglich - den Freispruch ihres Mannes. Und die Entschädigung? Ein paar lumpige Mark für die wenigen Wochen Freiheitsentzug bis zur Exekution wurden ihr angeboten.

Entschädigung will erlittene Nachteile ausgleichen. Was soll der bekommen, der die Jugendweihe verweigerte und deshalb nicht studieren durfte? Was ist mit dem Lehrer, der Sympathien für Dubcek äußerte und deshalb als Toilettenwächter arbeiten mußte? Wer mißt die gesundheitlichen Schäden der Opfer? Gilt die Haftzeit als Rentenzeit? Mit den Mitteln der Justiz eine Diktatur aufzuarbeiten, war nach 1945 schwierig, das wird heute nicht leichter. Es geht um das Recht der Menschen, um ihre verlorene Würde und Ehre. Der Einsatz dafür kann nicht hoch genug sein."  

(Allgäuer Zeitung  15.07.91)

"Mehr Geld für SED-Opfer

Der Bundesrat hat am 25. September einer Anhebung der monatlichen Haftentschädigung für SED-Unrechtsopfer auf 550 DM zugestimmt. Er folgte damit - wie der Bundestag am Vortag - einem Einigungsvorschlag des Vermittlungsausschusses. Die Entschädigung, die ursprünglich 450 DM für jeden Haftmonat betragen sollte, erhalten politisch Verfolgte, die bis zum 9. November 1989 in der ehemaligen DDR gelebt haben. SED-Unrechtsopfer, die bereits vorher in die Bundesrepublik übergesiedelt sind, erhalten, wie ursprünglich vorgesehen, 300 DM.

  Die Kosten des Gesetzes werden - ebenfalls entsprechend dem Vermittlungsergebnis - im Verhältnis von 65 zu 35 auf Bund und Länder aufgeteilt. Ursprünglich war eine hälftige Kostenteilung vorgesehen."  (Das Parlament 02.10.92)

„Bundestag erhöht Entschädigung

600 Mark für SED-Opfer

dpa Berlin – Zehn Jahre nach dem Fall der Mauer hat der Bundestag die Entschädigung für die Haftopfer der politischen SED-Justiz auf einheitlich 600 Mark pro Haftmonat erhöht. Die Regelung, die vom Parlament am Freitag einschließlich der PDS einstimmig verabschiedet wurde, gilt vom 1. Januar 2000 an. ...   (HH A 27.11.99)

Zum Schluß noch eine Bitte – und (um mit Graf Archibald Douglas zu sprechen) Sie können meine Bitte versagen nicht, ich bin über dem Schreiben des diesem Auszug zu Grunde liegenden Manuskriptes ja worden alt: 

Wenn Sie nach der Lektüre dieses und vielleicht auch des anderen schon seit längerem im Toro-Verlag (Ahornstraße 14/ 22043 Hamburg) erschienenen Auszuges „Einführung in das Recht des NS-Herrschaftssystems“ Interesse am Erscheinen des (zur Zeit 465 DIN-A 4 mit Word in der Schriftgröße 10 geschriebenen) Buches „Rechtskunde: Einführung in das Recht der Bundesrepublik Deutschland“ haben und sich als ernsthafter potentieller Käufer outen wollen, dann lassen Sie es bitte den Verlag oder mich über die  E-Mail-Adresse 

„Hans-Uwe.Scharnweber@web.de“

wissen, damit sich so abschätzen läßt, wie groß das Interesse für eine leider nicht irgendwie gesponserte und darum auf eigene Kosten vorzufinanzierende Erstauflage sein könnte.

Wenn außerdem der heftige Wunsch nach einer CD mit den Texten meiner juristischen Publikationen oder Publikationsvorhaben, insbesondere des angesprochenen umfangreichen Buches und seines zweieiigen Zwillings „Rechtskunde: Einführung in das Strafrecht der Bundesrepublik Deutschland anhand von Tötungsdelikten“ (zur Zeit 232 mit Word in der Schriftgröße 10 geschriebenen DIN-A 4 Seiten), in dem das Strafrecht für Lehrer und andere juristische Laien wie aufgeschlossene Interessierte aus anderen Berufssparten, angehende Schöffen, Studenten des Rechts hauptsächlich an Hand von Tötungs- und deren Begleitdelikten erklärt wird) bestehen sollte, weil dann über die Suchfunktion von Word nach Ihnen gerade wichtigen Begriffen und Namen gesucht worden könnte, dann lassen Sie es den Verlag oder mich bitte ebenfalls wissen.

Das wäre gut so!
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� Siehe den ebenfalls im TORO-Verlag erschienenen Sonderdruck: �„Rechtskunde: Einführung in das ’Recht’ des NS-Herrschaftssystems“


�  Lukas 23/34


� Bundespräsident Herzog am 26.03.96 vor der Enquete-Kommission „Überwindung der Folgen der SED-Diktatur im Prozeß der deutschen Einheit“ zitiert nach: Das Parlament 03.05.96   S. 15


�  Rehlinger, L.: Freikauf, Ullstein


� Ohne Schauprozeß sind nach dem Volksaufstand des 17. Juni 1953 20 Volkspolizisten und 40 Rotarmisten standrechtlich erschossen worden, die sich damals geweigert hatten, auf die Demonstranten zu schießen. Ich habe bisher keine Gedenktafel zu Ehren der Männer gesehen, die in mehr als beispielhaftem Mut und beispielhafter Selbstlosigkeit für eine demokratische Selbstbestimmung auch in der (Ex-)DDR eingetreten waren, ihr Leben eingesetzt und verloren haben. Namen alter Sozialisten zieren noch die Straßenschilder - auch das gehört zur Geschichte -, aber wo bleiben die Ehrungen derjenigen, die für ihre Menschlichkeit und ihre wirklich demokratischen Überzeugungen umgebracht wurden?





� s. in Scharnweber, H.-U. "Rechtskunde - Einführung in das Strafrecht der Bundesrepublik Deutschland anhand von Tötungsdelikten": Der BGH bestrafte einmal auch so unsinnig eine reine Vorbereitungshandlung, wie er im "Pfeffertüten-Fall" bewiesen hat: An einer Bushaltestelle steht ein Passant so herum wie andere auch. In der Tasche hat er eine Tüte mit gemahlenem Pfeffer - wie vielleicht andere auch. Er wartet - wie die anderen nicht - auf einen Geldboten, dem er Pfeffer ins Gesicht pusten und den so Geblendeten berauben will. Bevor der Geldbote erscheint und der (letztlich verhinderte) Räuber die konkrete Tatausführung erwägen, geschweige denn konkret zur Tat ansetzen und dazu die Tüte ziehen könnte, wird er verhaftet. Nach einstimmiger Ansicht der Lehre - und diese Einstimmigkeit ist für (Straf-)Juristen etwas sehr Seltenes(!) - ist das ein Fall von straflos zu belassender reiner Vorbereitung, weil der verhinderte Räuber noch nicht die Schwelle zum "Jetzt-geht's-los" überschritten hatte. Dem vom  BGH trotzdem Verurteilten war mit dieser Verurteilung jede Möglichkeit des gemäß § 24 StGB strafbefreienden Rücktritts von selbst noch der nächsten Stufe jeder Deliktsverwirklichung nach der Vorbereitung, dem Versuch, genommen worden. Er wurde gehindert, die selbst für einen umkehrwilligen Straftäter bei Vorliegen tatbestandlichen Unrechts und tatbestandlicher Schuld in der Form eines Versuchs immer noch begehbare "goldene Brücke" zurück in die Gesellschaft zu beschreiten, obwohl der nur gedankliche Räuber tatbestandlich noch gar kein Unrecht verwirklicht hatte. Die BGH-Richter wollten die genial einfach formulierte Volksliedgut-Weisheit: "Die Gedanken sind frei!", nicht gelten lassen. Und Pfeffer zu kaufen, ist auch nicht strafbar. Trotz Vorliegens einer bloßen Vorbereitungshandlung wurde dem verhinderten Räuber der selbst beim Vorliegen einer unmittelbar angesetzten Deliktsverwirklichung vom Gesetzgeber in § 24 StGB angeordnete Straftatausschließungsgrund des Rücktritts genommen, obwohl er eben noch nicht zur Deliktsverwirklichung unmittelbar angesetzt hatte! Dazu hätte ja wenigstens der als Opfer auserkorene Geldbote auf der Bildfläche erscheinen müssen. Ein glattes Fehlurteil!


� Bezug auf eine Passage an anderer Stelle des Buches „Einführung in das Recht der Bundesrepublik Deutschland“: 


Aber selbst bei genau identischen Fällen gibt es unterschiedliche Urteile. So erschien 1984 bei uns ein Buch mit einer geschmacklosen Fotomontage als Buchumschlag. Das ist an sich nichts Ungewöhnliches. Das kann alle Tage passieren. Auf dieser Fotomontage war aber auf dem oberen Bild die Mittelpartie eines Männerkörpers dargestellt, von dem aus ein Urinbogen in das untere Bild floss - genau in eine von jungen Soldaten anlässlich einer Vereidigung feierlich waagerecht gehaltene Nationalflagge. Ein Gericht in Hamburg sprach mit großstädtischer Toleranz drei Angeklagte des Verlages vom Vorwurf frei, die Flagge der Bundesrepublik durch eine Fotomontage gemäß § 90 a StGB "grob verunglimpft" zu haben. Es veranschlagte in seiner Interessensabwägung das Grundrecht der Freiheit der Kunst aus Art. 5 III GG in diesem Falle höher als den Strafanspruch des Staates. Im kleinstädtischen hessischen Loller hingegen ist ein Buchhändler, der genau dieses Buch im Laden ausgestellt hatte, dafür zu einer Geldstrafe von 4.500 DM verurteilt worden. "Nun beschäftigen sich das OLG in Frankfurt, der BGH und das Bundesverfassungsgericht mit der Frage, was als höherwertiges Rechtsgut gilt - die Freiheit der Fotomontage als Kunst oder der Respekt vor der Flagge." (STERN 21/84)





� Der Pfarrer von Buckow berichtete mir 1969, dass seinem Sohn die Zulassung zur Erweiterten Oberschule (EOS), der  damals einzigen Möglichkeit, das Abitur zu machen und dann studieren zu dürfen, mit der Begründung verweigert worden war: „Dein Vater hat bei der letzten Volkskammerwahl nicht seine Stimme (für unseren Staat) abgegeben.“


� Henke, Klaus-Dieter: Der Staatssicherheitsdienst der DDR und die List der Geschichte   Ein Generalunternehmen für Machtsicherung und Unterdrückung   in: Das Parlament   ???


� amnesty international: Deutsche Demokratische Republik  Rechtsprechung hinter verschlossenen Türen, Göttingen 1989, S. 115


� Wörterbuch zum sozialistischen Staat  1974  Stichwort "Richter"


� Siehe II. Teil 6.3  Der „Führer“ als oberster Gerichtsherr


� Wörterbuch zum sozialistischen Staat 1974 Stichwort "Sozialistische Einheitspartei Deutschlands"





